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FLICKR

So holen sich die Versicherungen unser Geld
Pensionsschwindel

Amtliche
 Preis-
 regelung!

  Gemeinsam gegen die Teuerung

S T E I E R M A R K

Protest !
    Streik !
       Widerstand !

Die privaten Versich-
rungsunternehmen 

buhlen um die Gunst der 
Menschen, seit die staatli-
che Pensionsvorsorge den 
Rückmarsch angetreten hat. 
Werbefeldzüge und Verwal-
tungskosten – unter ande-
rem üppige Vorstandsgehäl-
ter bei Privaten – dämpfen 
die Erträge so wie risikorei-
che Veranlagungen. Droht 
uns in der Pension ein böses 
Erwachen? S. 2/3

TEURE LEBENSMITTEL

Preistreiberei macht 
Lebensmittel teuer S. 10

SPIELSUCHT

Las Vegas in der
Südsteiermark S. 16/17

Hoffen auf ein neues Wunder-Team. Am 8. Juni um 18.00 Uhr eröffnet – einen Tag nach dem 
Auftakt in der Schweiz – das österreichische Team mit dem Spiel gegen Kroatien die Fußball-EM auch 
in unserem Land. Am 12.6. und 16. 6. folgen den Partien gegen Polen und Deutschland. Wir wün-
schen unseren Fußballern nach der durchwachsenen Vorbereitung ein kleines Fußball-Wunder und 
den weniger Fußballbegeisterten eine angenehme Zeit fern der vielen Fanmeilen.

Eröffnung am Mittwoch, 4. Juni, 19 Uhr.
KPÖ-Bildungszentrum, Lagergasse 98a, Graz
Ausstellung 4. bis 21. Juni. Di-Sa, 10 bis 18 

Uhr (Do bis 21 Uhr)

Skulptur, Mischtechnik, Zeichnung, Grafi k 
aus der Sammlung Arsenschek
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Botschaften wie „Die Alten 
kassieren – Junge zahlen 

drauf” überschwemmten die 
Medien gegen Ende letzten 
Jahres. Den Anlass dafür gab 
eine vergleichsweise geringe 
Pensionserhöhung, die nicht 
einmal hoch genug war, die 
Kaufkraftverluste der letzten 
Jahre wettzumachen.

Helmut Holzer, einst Chef-
mathematiker der UNIQA-
Gruppe, Gründungsmitglied 
der ersten privaten Pensions-
kasse Österreichs ÖPAG, heute 
Mitglied der Pensionskommis-
sion, malte ein Horrorszenario: 
Wenn man bestehende Pensi-
onen nicht kürzen könne, 
müsse man eben die künftigen 
langfristig um bis zu 20 % des 
realen Wertes senken.

Tatsächlich betrug die 
Durchschnittspension im 

Vorjahr nur mehr 871 Euro, 
Tendenz sinkend.

Retter in der Not

Die Bevölkerungsentwick-
lung sei schuld an der Misere, 
heißt es seit Jahren. Schließ-
lich müssten immer weniger 
Junge die Pensionslast für 
ein immer größer werdendes 
Pensionistenheer bestreiten. 
Doch der wahre Grund für die 
Unkenrufe liegt woanders.

Viel gepriesen als soge-

Die Pensionserhöhun-
gen im Zeitraum 2002 bis 
2008 betrugen insgesamt 
nur 10,4 %, die Verbrau-
cherpreise für Pensionis-
tInnen stiegen im gleichen 
Zeitraum um 15,5 %.
Gesetzliches Pensions-
antrittsalter  derzeit: 
Männer: 65, Frauen 60 
Jahre, tatsächliches 59,4 
(Männer) bzw. 58,2 Jahre 
(Frauen). 61.000 Öster-
reicher sind 2006 in den 
Ruhestand gegangen, 
60 % von ihnen, vor allem 
Niedrigverdiener, haben 
gegenüber dem alten Pen-
sionssystem verloren.

INFO

GESCHÄFTE MIT DER PENSIONSANGST

 Wie unser Pensionssystem  zerstört wird
„Das staatliche Pensionssystem ist nicht mehr finan-
zierbar”, lautet das Argument bei Pensionsreformen 
und -kürzungen. Tatsächlich steckt dahinter ein Wer-
befeldzug der privaten Versicherungswirtschaft, die 
versucht, die private Vorsorge als die bessere Alterna-
tive zu verkaufen, was sie aber nicht ist.

 Altersarmut – Trotz Privatversicherung. Die Privaten halten nicht, was sie versprechen. (Foto: FLICKR).

nannte „zweite Säule” zur 
künftigen Pensionssicherung 
wurde die private Zukunfts-
vorsorge, deren großzügige 
staatliche Förderung in Öster-
reich 2003, zeitgleich mit der 
einschneidenden Pensionsre-
form, beschlossen wurde. Als 
Berater der Reform fungierten 
Lobbyisten der privaten Ver-
sicherungswirtschaft. Sie pro-
pagierten die Demontage des 
staatlichen Pensionssystems, 
um anschließend mit  ihren 
privaten Vorsorgemodellen 
hilfreich in die Bresche zu 
springen.

Tatsächlich war von einer 
Bedrohung des staatlichen 
Pensionssystems jahrzehnte-
lang nie die Rede, obwohl die 

Lebenserwartung  in den letz-
ten 100 Jahren um insgesamt 
30 Jahre gestiegen ist. Denn 
ein beachtlicher Produktivi-
tätszuwachs hat es möglich 
gemacht, dass bereits heute 
drei Arbeitende eine/n Pensi-
onisten/in ernähren können, 
während dazu früher sieben 
Beschäftigte  nötig waren.

Geldverschwender 
private Versicherer
Das viel gerühmte kapi-

talgedeckte System hingegen 
hat zahlreiche Mängel. Es 
ist unsozial, risikoreich und 
vor allem teuer. Während die 
Verwaltungskosten für das 
staatliche Pensionssystem in 
Österreich lediglich 1,8 % der 
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KLEIN,  
ABER MIT BISS

MEINUNG 

Verdienen die Österreicherin-
nen und Österreicher zuviel? 

Diesen Eindruck könnte man 
gewinnen, wenn man sich die 
„Argumente“ einiger Manager 
anhört. Nicht selten werden 
Betriebe in Billiglohnländer 
verlegt, weil dort noch höhere 
Gewinne winken.

Man sei bei uns nicht mehr 
wettbewerbsfähig, lautet die 
bekannte Leier. Manchmal ge-
nügt schon allein die Drohung 
mit der Abwanderung, um die 
Beschäftigten zum Verzicht auf 
Sozialleistungen oder gar zu Ein-
schränkungen bei den Löhnen 
zu bewegen.

Geht es um die Einkünfte 
der Chefs, schaut die Sache 
plötzlich ganz anders aus. Die 
Einkünfte der österreichischen 
Manager sind im Vorjahr um 
durchschnittlich 17 Prozent (!) 
gestiegen. Einige kassieren pro 
Jahr mehr als Normalsterbliche 
in einem ganzen Arbeitsleben 
oder mehr als das 40-Fache ihrer 
Angestellten.

Werden die Einkommen 
in den Chefetagen kritisiert, 
werden die Kritiker sehr schnell 
als Neidgenossenschaft abge-
stempelt.

Plötzlich hört sich die Ge-
schichte mit der Wettbewerbs-
fähigkeit ganz anders an: Wenn 
wir unseren Managern keine 
solchen Spitzengagen zahlen, 
werden sie halt ins Ausland 
abwandern.

Am meisten wettbewerbsfä-
hig sind scheinbar jene Betriebe, 
die ihre Arbeiterinnen und 
Angestellten so gering wie mög-
lich, ihre Manager hingegen 
besonders fürstlich entlohnen.

So gesehen dürfte Gier ein 
geradezu exzellenter Stand-

ortvorteil sein.
Ernest Kaltenegger, 

0316 / 877 5104

Ernest Kaltenegger, 
KPÖ-Klubobmann im Landtag

Standort-  
vorteil: Gier

MEINUNG

 Sagen Sie uns Ihre Meinung!  

Schreiben Sie uns Ihre Meinung:  
KPÖ-Ernest Kaltenegger, 
Lagergasse 98a, 8020 Graz,
Fax 0316/877 5108 oder email: 
volksstimme@kpoe-steiermark.at

GESCHÄFTE MIT DER PENSIONSANGST

 Wie unser Pensionssystem  zerstört wird

 Altersarmut – Trotz Privatversicherung. Die Privaten halten nicht, was sie versprechen. (Foto: FLICKR).

Beiträge ausmachen, geben 
private Versicherer dafür bis zu 
15 Mal so viel aus. Denn hohe 
Vorstandsgehälter, Vertreter-
provisionen und 
millionenschwe-
re Werbefeldzü-
ge verschlingen 
riesige Summen.  
Weniger Betuchte 
können sich die 
private Vorsorge 
gleich gar nicht leisten. Die Fol-
ge: Die Altersarmut nimmt zu.

Leere Versprechen
Acht Prozent Rendite ver-

sprachen die Privatversicherer 
den Anlegern noch im Jahr 
2000. Heute sieht die Realität 
anders aus: In Deutschland 

ging im Vorjahr die Göttin-
ger Gruppe, ein privater Fi-
nanzkonzern, mit rund einer 
Milliarde Verlust in die Pleite. 

250.000 Rentner 
schauen durch 
die Finger. Für die 
Göttinger Gruppe 
hatten zahlreiche 
deutsche Politiker 
jahrelang intensiv 
geworben.

In Österreich musste ein 
Drittel der 50.000 Pensions-
bezieher der privaten Pensi-
onskassen – sie verwalten rund 
13 Mrd. Euro von 570.000  
Personen – mehrprozentige 
Einbußen in Kauf nehmen.

Doch die gesetzliche Rente, 
die auch bei Erwerbsunfähig-
keit und Invalidität garantiert 
ist, und die Sozialleistungen 
erbringt (z.B. Anrechnung von 
Kindererziehungszeiten) wird 
weiter schlecht gemacht. Pen-
sionsexperte Bernd Marin, Mit-
gestalter der Pensionsreform 
unter dem Kabinett Schüssel, 
beharrt darauf, den Untergang 
des staatlichen Pensionssys-
tems heraufzubeschwören. 
In seinen Zeitungskolumnen 
empfiehlt er weitere Pensions-
kürzungen und eine raschere 
Anhebung des Pensionsalters. 
„Ganz zufällig” ist Marin gern 
gesehener Redner und Teilneh-
mer bei diversen Veranstaltun-
gen privater Versicherungsun-
ternehmen. Wer ihm wohl die 
dicken Honorare zahlt?

Was bleibt am Schluss? Ein 
Pensionssystem kann nur nach 
dem Generationenvertrag (die 
heute Arbeitenden zahlen die 
Pensionen der Alten) funktio-
nieren und nicht über Speku-
lationsgeschäfte. (Siehe auch 
unsere Umfrage zum Thema 
auf Seite 20.)

Für ihre Leistungen in  
Sachen Spielberg gibt es 
für die Landesregierung nur 
eine Auszeichnung: den  
blechernen Dosenring.

Strom bald billiger? ............... 4/5
Supergagen im LKH ...................6
Schulden statt Traumjob ............7
Problem Mietkauf ......................9
Risiko Börse: Verhungern durch 
Aktienspekulation ....................10
Gutes Rad um wenig Geld .......15
Wettspielmetropole Leibnitz 16/17
Bedrohtes Paradies:  ................18
Tierschutz ................................19
Frage an die Lerer/innen ..........20
Ausstellung Alfred Hrdlicka  .....21
Leserbriefe ...............................23
EU: Gewaltige Spesen ..............24

INHALT

„Die Brandstifter spie-
len Feuerwehr. Wir 
haben es mit einem 
Kartell der Lobbyisten 
zu tun.”(Dr. Norbert Blüm, 

ehemaliger deutscher Arbeits-

minister)
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STROM-AUSVERKAUF
1998 hat der Landtag mit den 
Stimmen von SP und VP 25,1% 
an der damaligen ESTAG an den 
französischen Stromriesen EdF 
verkauft. Die mit der EdF abge-
schlossenen Syndikatsverträge 
sichern den Franzosen eine deut-
lich höhere Mitsprache, als ihnen 
eigentlich zustehen würde.
Der Schlag gegen die heimische 
Stromversorgung folgte 2001. 
Am Landtag und damit an der 
Öffentlichkeit vorbei beschloss 
die Landesregierung mit den 
Stimmen von FPÖ und ÖVP die 
Abgabe der STEWEAG-Kraftwerke 
an den im Mehrheitseigentum der 
Republik Österreich stehenden 
Verbund-Konzern (mit den Süd-
pol-Verträgen).

Allerhand
aus dem Land(tag)

Klimaschutz-Bremse

Im Jänner hat der Landtag 
ein neues Baugesetz mit 

wesentlichen Neuerungen 
bei der Wärmedämmung be-
schlossen. Die entsprechende 
Verordnung der Landesregie-
rung fehlt jedoch bis heute. So 
werden in der Steiermark nach 
wie vor Gebäude entsprechend 
einer inzwischen völlig veralte-
ten Wärmeschutzverordnung 
errichtet. Ernest Kaltenegger, 
(KPÖ) zeigt sich verärgert: 
„Gerade wegen der steigen-
den Energiekosten muss die 
Qualität des Wohnbaus in der 
Steiermark dringend verbessert 
werden.“

Strombonus

Der St rombonus  von  
70 Euro kann noch bis 

11. Juli formlos bei Ihrem Ge-
meindeamt beantragt werden. 
www.soziales.steiermark.at

Schutz für Wasser

Schon im September 2006 
hat der Landtag auf KPÖ-

Initiative beschlossen, die 
heimische Wasserversorgung 
in der Landesverfassung vor 
Privatisierung und Liberalisie-
rung zu schützen. Der Grund: 
In immer mehr EU-Staaten 
kommt es zur Privatisierung 
der Wasserversorgung. Jetzt 
wird – ebenfalls auf KP-Initi-
ative – die Bundesregierung  
aufgefordert, das öffentliche 
Eigentum an der Wasserversor-
gung  in die Bundesverfassung 
aufzunehmen.

Wohnbeihilfe 
beschleunigt

Mit unserer Kritik an den 
langen Wartezeiten auf 

die Wohnbeihilfe konnten wir 
einen großen Erfolg erringen: 
Ab Ende Mai sollen alle Anträ-
ge auf Wohnbeihilfe binnen 
vier Wochen erledigt werden.  

MASSNAHME GEGEN HOHE STROMPREISE

 Steirer wollen ESTAG  zurückkaufen
Der Landesenergieversorger Energie Steiermark ist 
seit 1998 teilprivatisiert. 25,1 % besitzt der franzö-
sische Atomkonzern EdF. 2001 gingen die ESTAG-
Kraftwerke an den Verbund, der auch bei der ES-
TAG-Tochter STEWEAG-STEG (SSG) mit 34,57 % ein-
stieg. Seither stöhnen die Haushalte unter steigen-
den Strompreisen. Eigentümervertreter Landeshaupt-
mann Franz Voves schiebt die Verantwortung ab.

Die EdF hat auf Grund 
von Verträgen mehr Mit-

sprache an der ESTAG, als ihr 
gemäß ihrer Eigentumsanteile 
zustehen. Außerdem habe die 
Energie Steiermark keine eige-
nen Kraftwerke mehr, müsse 
also den Strom an der Leipziger 
Strombörse teuer einkaufen, 
so die monoton vorgetragene 
Rechtfertigung von Landes-
hauptmann Franz Voves für 
die angebliche Ohnmacht des 
Landes.

Während der Verbund der 
billigste Anbieter bei Haus-
haltsstrom ist und in der Stei-
ermark Neukunden keilt, ist die 
Energie Steiermark, legt man 
einen Haushaltsverbrauch von  

3.500 kWh zu Grunde, derzeit 
unter den neun Landesenergie-
versorgern der teuersteAnbieter. 
Gleichzeitig sitzt der Verbund in 
der Energie-Steiermark Strom-
tochter SSG. Ein Gemenge, das 
für Außenstehende nicht leicht 
durchschaubar ist.

Ausverkauf der 
Wasserkraft
Nun hat der Landtag auf 

Antrag der KPÖ mit den Stim-
men von ÖVP und Grünen 
den Rückkauf der EdF-Anteile 
beschlossen. Die SPÖ stimm-
te dagegen. Worum geht es? 
1998 verkauften ÖVP und SPÖ 
25,1% der ESTAG an den fran-
zösischen Stromriesen EdF. 

Der echte Schlag gegen die 
heimische Stromversorgung 
folgte 2001, als die Landesre-
gierung die Wasserkraftwerke 
an den Verbund weitergab 
(siehe Kasten). Der Protest der 
SPÖ an diesem Ausverkauf der 
steirischen Stromerzeugung 
aus Wasserkraft hielt sich in 
Grenzen.
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Herr im
eigenen Haus

KOMMENTAR 

VON KPÖ-LABG. WERNER MURGG

Die Energie Steiermark will 
dieses Jahr die Stromprei-

se wieder erhöhen. Das wäre 
die dritte Erhöhung seit Jänner 
2006. Bereits jetzt stöhnen die 
steirischen Haushalte unter den 
hohen Strompreisen. Die En-
ergie Steiermark ist unter den 
neun Landesgesellschaften der 
teuerste Anbieter. Das habe ich 
zum Thema einer dringlichen 
Anfrage an Landeshauptmann 
Voves gemacht. Die Antwort des 
Landeshauptmannes kennen wir: 
ihm seien als Eigentümervertre-
ter die Hände gebunden, da der 
französische Minderheitseigentü-
mer EdF gewaltige Mitsprache-
rechte besitze. Deshalb hat die 
KPÖ den Antrag eingebracht, 
die EdF-Anteile zurückzukaufen. 
Das Geld ist entgegen aller Un-
kenrufe vorhanden. Die für den 
seinerzeitigen Verkauf kassierten 
407 Millionen Euro sind im Un-
ternehmen verblieben. Zur Über-
raschung vieler hat der Landtag 
unseren Antrag angenommen. 
Einzig die SPÖ hat gegen unse-
ren Antrag gestimmt.

Beschämend die Haltung 
von Landeshauptmann Voves 
vor der entscheidenden Abstim-
mung: Händeringend flehte er 

die ÖVP-Abgeordneten an, doch 
nicht dem, wie er es nannte, Re-
Verstaatlichungsantrag der KPÖ 
zuzustimmen. Derselbe Voves, 
der noch vor der Landtagswahl 
mit der versprochenen Installie-
rung einer Landesholding auf 
Stimmenfang gegangen ist. Das 
also ist von der SPÖ zum Thema 
Stärkung des öffentlichen Eigen-
tums zu erwarten. Die Voves-SPÖ 
findet sich plötzlich in einer 
Koalition mit Industriellenverei-
nigung und Wirtschaftskammer.

Dass dem steirischen Privatka-
pital öffentliches Eigentum 

an der Energieversorgung ein 
Gräuel ist, verstehen wir. Wollen 
die Industriellen doch selbst 
an die profitträchtigen Filetstü-
cke herankommen. Dagegen 
geht die SPÖ – verstärkt vor 
Wahlen – mit der Stärkung des 
öffentlichen Eigentums bei der 
Daseinsvorsorge hausieren. Zur 
Daseinsvorsorge gehört gerade 
auch die Stromversorgung. Die 
Haltung der KPÖ ist klar. Eine 
Strompreisgestaltung im Sinne 
der steirischen Haushalte wird 
erst dann wieder möglich sein, 
wenn wir Herr im eigenen Haus 
sind!

Werner Murgg

MASSNAHME GEGEN HOHE STROMPREISE

 Steirer wollen ESTAG  zurückkaufen
Begründet wurde dieser 

Deal mit einer engeren Zu-
sammenarbeit von ESTAG und 
Verbund. So besaß der Verbund 
damals rund 70 Prozent an der 
steirischen STEG, der Rest ge-
hörte der ESTAG. Im Zuge des 
Abtausches wurden die der ES-
TAG gehörende STEWEAG mit 
der STEG zur SSG fusioniert. 
Diese neue Gesellschaft steht 
seither zu 35 % im Verbund-
Eigentum, knapp 65 % gehören 
der Energie Steiermark.

Schlechter Tausch
Sämtliche Wasserkraftwerke 

wurden allerdings in die Ver-
bund-Tochter AHP (Austrian 
Hydro Power) eingebracht. Im 
Gegenzug bekam die ESTAG ei-
nen 5-%-Anteil an der AHP. 24 
der in die AHP eingebrachten 
Wasserkraftwerke kamen von 
der STEWEAG,  vier waren im 
Besitz der STEG.

Ein schlechter Tausch! Die 
heimischen Wasserkraftwerke 
waren futsch und der Verbund 
sitzt seither mit knapp 35 % 

in der SSG, die ohne Kraftwer-
ke allerdings zu einer reinen 
Stromhandelsfirma degradiert 
worden war! All das für läp-
pische 5 % der ESTAG an der 
AHP, in deren Besitz seither die 
Wasserkraftwerke sind.

Ähnliches geschah mit den 
thermischen Kraftwerken. Sie 
wurden an die Verbundtochter 
ATP (Austrian Thermal Power) 
übertragen, die ESTAG dafür 
mit 34 % an der ATP beteiligt. 
Die geplante engere Vernet-
zung von ESTAG und dem 
republikeigenen Verbundkon-
zern blieb von Anfang an eine 
verhatschte Lösung, da der 
französische Atomstromriese 
EdF in der ESTAG saß und auf 
gewaltige Mitspracherechte 
pochen konnte.

Rückkauf der EdF-
Anteile ist sinnvoll
Vor diesem Hintergrund wä-

re ein Rückkauf der EdF-Anteile 
durch die Energie Steiermark 
sinnvoll. Geld genug ist vor-
handen. Schließlich verblieben 

die 407 Millionen Euro, welche 
die ESTAG seinerzeit für den 
Verkauf der Anteile kassierte, im 
Unternehmen. Ein Rückkauf der 
Anteile würde auch zumindest 
einen – von Landeshauptmann 
Voves immer ins Spiel gebrach-
ten – Grund für die mangelnden 
Einflussmöglichkeiten des Lan-
des bei der Strompreisgestaltung 
sofort eliminieren.

Das Land wäre über Nacht 
wieder Alleineigentümer an der 
Energie Steiermark. Die Mit-

sprache des Verbundkonzerns 
an deren Stromtochter SSG 
bliebe bestehen, die Kraftwerke 
weiter im Besitz der Verbund-
töchter AHP und ATP. Das 
heißt: über eine längerfristige 
Kooperation mit dem Verbund 
wird man nachdenken müssen. 
Allerdings müsste dann auch 
über die Rahmenbedingungen 
dieser Kooperation neu ver-
handelt werden. Zur Strom-
preisgestaltung im Sinne der 
steirischen Haushalte.

1998 verkaufte das 
Land Steiermark 
25,1 % der ESTAG 
an den französi-
schen Strommulti 
Energie de France 
(EdF). Seither fließt 
ganz offiziell fran-
zösischer Atom-
strom durch steiri-
sche Stromkabel. 
Der Verkaufserlös 
von 407 Millionen 
Euro plus inzwi-
schen erz ie l te r 
Zinsen liegt in der 
ESTAG. Er könnte 
für einen Rückkauf 
verwendet wer-
den. Der wieder-
um hätte zur Fol-
ge, dass der Strom 
für die steirischen 
Haushalte billiger 
wird.
FOTO: FLICKR
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40 Millionen pro Jahr für 
Atomenergie

Österreich ist trotz seines 
Atomsperrgesetzes Mit-

glied bei Euratom und zahlt 
jährlich mehr als 40 Millionen 
Euro für die europäische Atom-
agentur. Die KPÖ Steiermark 
tritt – wie viele andere Atom-
gegner in Österreich – für den 
Austritt aus Euratom ein und 
hat sich im Landtag in diesem 
Sinne eingesetzt. Renate Pa-
cher (KPÖ): „Auf eine Revision 
des Vertrages zu hoffen, ist 
eine Illusion!“.

Airpower – heiße Luft in 
Zeltweg?

600.000 Euro soll das Land 
für eine Flugshow des 

Bundesheeres in Zeltweg zur 
Verfügung stellen. Renate 
Pacher (KPÖ) lehnt das strikt 
ab. Pacher: „In Zeiten des 
Klimawandels hat eine derar-
tige Veranstaltung schon aus 
ökologischen Gründen keine 
Berechtigung.“  Zu befürch-
ten ist, dass die Flugshow zu 
einer Werbeschau für neue 
Trainingsflugzeuge – man will 
die alten Saab 105 ersetzen 
– wird. Ein neuerlicher Auf-
rüstungsschritt im Sinne einer 
EU-Armee.

Spitzenreiter bei den Einkom-
men im öffentlichen und halb-
öffentlichen Bereich sind die  
Estag-Bosse Karl-Franz Maier und 
Franz Kailbauer mit je 381.000  
Euro pro Jahr. Darauf folgen:

Steweag-Boss Gerhard Neu-
bauer: 280.000 Euro pro Jahr.

GKB-Bergbau-Chef Helmuth 
Landsmann mit 260.000 Euro.

Noch-Ferngas-Boss Günter 
Dörflinger: mit 238.000 Euro.

Grazer Stadtwerke-Chefs 
Wolfgang Malik und Wolfgang 
Messner: je 220.000 Euro.

GKK-Boss Herbert Gritzner be-
kommt 150.000 Euro jährlich.

SUPER-GEHÄLTER

288.000 Euro sollte der obers-
te Spitalschef in der Steier-
mark pro Jahr bekommen, so 
die Idee von Spitalslandesrat 
Helmut Hirt (SPÖ). Ein eilig 
einberufener Sonderlandtag 
begrenzte die Bezüge der Spi-
talsmanager  mit der Höhe 
der Bezüge des Landeshaupt-
manns.

Ernest Kaltenegger (KPÖ) 
nannte die Spitzengagen 

der KAGes-Manager „eine De-
mütigung für die Beschäfigten. 
Ärzte, Pfleger und Kranken-
schwestern gehen bis an die 
Grenze des Leistbaren, bekom-
men aber nur einen Bruch-
teil dieser Supergagen“. Die 
Supergagen der Manager sind 
nicht der einzige Missstand in 
der KAGes. Patientinnen und 
Patienten klagen über lange 
Wartezeiten bei Operationen 

und über die Stillegung ganzer 
Abteilungen in vielen Bezirks-
spitälern. Gleichzeitig leiden 
durch den Personalmangel im-
mer mehr Spitalsbeschäftigte 
an einem Burn-Out-Syndrom, 
so eine Studie der Arbeiter-
kammer.

Ärzte schlagen Alarm

Vertreter der Spitalsärzte 
schlagen Alarm. Ärzte sind 
mit Arbeitszeiten von bis zu 
80 Stunden in der Woche 
konfrontiert. Gleichzeitig be-
hauptet der KAGes-Vorstand, 
ein Einhalten der Arbeitszeit-
gesetze würde an den Spitälern 
die Ausbildung behindern. 
Prof. Gerhard Schuman von 
der Medizinischen Universität 
Graz schlägt Alarm: „Die Poli-
tik muss dieser Ausbeutung ein 
Ende setzen!“

STEIRISCHE KRANKENHÄUSER

Supergagen für Chefs, 
Sparen beim Personal

Die Vorstandsbezüge der von Spitalslandesrat Hel-
mut Hirt (SPÖ) bestellten Spitalsmanager stoßen 
der Bevölkerung sauer auf! 

Allerhand
aus dem Land(tag)

LKH-Zukunft: Supergagen für 
Bosse, billige Notversorgung für 
Patienten? 

Zudem sind Spitalsärzte 
äußerst schlecht entlohnt. 
Ärztinnen und Ärzte operieren 
nicht selten um 1350 Euro net-
to im Monat am offenen Her-
zen. Um all diese Missstände 
abzustellen, wäre eine deutlich 
stärkere Einflussnahme des 
Eigentümers der Krankenan-
stalten – das Land Steiermark 
– geboten.

So war es bis 1985. Da-
mals wurden die Spitäler dem 
unmittelbaren Einfluss des 
Landtages entzogen. Die KPÖ 
stellte den Antrag, die KAGes 
aufzulösen und die Landes-
spitäler wieder in die Lan-
desverwaltung einzugliedern. 
Dieser Antrag wurde von SPÖ 
und ÖVP abgelehnt.

Dennoch hat die KPÖ mit 
ihrer Kritik ins Schwarze ge-
troffen. Spitalslandesrat Hirt 
hat noch am selben Tag an-
gekündigt, über eine neue 
Rechtsform der KAGes nach-
denken zu wollen!
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Obwohl medial (hier Ausschnitte aus der Woche vom Juli 2007) groß angekündigt, wurde nichts aus der 
Jobgarantie. „Wir haben den Beteuerungen von Herrn Strassegger geglaubt”, bedauert Herr Hörgast.

Als Herr Preiner im Juli 
des Vorjahres die „Wo-

che” (vormals Obersteirer) 
aufschlug, fiel ihm ein dop-
pelseitiger Artikel ins Auge. 
Herr Preiner,  gerade arbeitssu-
chend, hatte zwar schon eine 
Arbeit in Aussicht, aber was 
er hier las, klang verlockend: 
„Wer dieses Programm absol-
viert, hat eine Jobgarantie”, 
versprach Alfred Strassegger, 
bekannt als ehemaliger Auf-
sichtsratschef der Firma ZAT 
sowie ehemaliger Leiter des BFI 
Steiermark, der hier im Namen 
seines Beratungsbüros „UBB” 
auftrat.

Kurz entschlossen bewarb 
sich Herr Preiner beim AMS für 
die dreimonatige Ausbildung, 
die vom AMS und dem Land 
Steiermark finanziert und über 
die Personaldienstleistungsfir-

ma „Mentor” abgewickelt wur-
de. Unter anderem absolvier-
ten die 13 TeilnehmerInnen 
am Ausbildungsprogramm  
Praktika in fünf verschiedenen 
Transportunternehmen. 

Hiobsbotschaft
Dann, zwei Tage vor dem 

Ende der Ausbildung, die 
Hiobsbotschaft: „Herr Stras-
segger teilte uns mit, aus dem 
Fahrer-Sharing werde nun 

doch nichts und übergab uns 
der Firma ZAT Personalleasing.  
Diese kündigte die Anwärter-
Innen schon nach wenigen 

BESCHÄFTIGUNGSGARANTIE WAR FLOP

Statt Job ein Haufen Schulden
Mit viel medialem Wirbel wurde der „Fahrer-
pool Kapfenberg” angekündigt. Eine tolle Sache, 
dachte Herr Preiner*, denn im Anschluss an die 
Ausbildung zum Berufskraftfahrer winkte der si-
chere Arbeitsplatz.

„Wir wurden betro-
gen, und niemand 
hat die Verantwor-
tung übernommen.”

ÖGB und AK  
fördern Zeitarbeit

Arbeiterkammer und Ge-
werkschaft betrieben jahre-
lang trotz massiver Beden-
ken linker Gewerkschafter 
eine Leiharbeitsfirma. 

ZAT oder „Zentrum für Arbeit 
und Technologie” heißt 

das Unternehmen von AK und 
ÖGB, das Arbeitskräfte auf Zeit 
anbietet. Beim ZAT Beschäftigte 
werden je nach Bedarf verliehen; 
an Firmen wie Sappi, AT&S 
oder Epcos. Gegründet hat das 
Unternehmen der damalige 
SPÖ-Finanzlandesrat Hans Joa-
chim Ressel 1995 mit der Idee, 
Arbeitslosen über die Zeitarbeit 
einen Wiedereinstieg ins Berufs-
leben zu ermöglichen.

Ende der Dauerjobs
Geworden ist daraus – im Zu-
sammenspiel mit anderen Leih-
arbeitsfirmen – der Niedergang 
der Dauerjobs und das Aufkom-
men der unternehmerfreundli-
chen Arbeit auf Zeit. Leiharbeiter 
„hackeln” meist unter schlech-
teren Bedingungen als ans Un-
ternehmen gebundene, ihr 
Kollektivvertrag kann anderen 
bei weitem nicht das Wasser rei-
chen. 2007 waren in Österreich 
67.000 Leiharbeiter beschäftigt; 
Tendenz stark steigend.
Nun wollen sich AK und ÖGB 
von ZAT trennen – und durch 
den Verkauf bis zu zehn Millio-
nen Euro verdienen.

Tagen mit den fadenscheinigs-
ten Begründungen”, erzählt 
Herr Preiner.

Auch Herr Hörgast* wurde 
Opfer dieser unseriösen Aus-
bildungsmaßnahme. „Von der 
Ausbildung hatte ich mir eine 
sichere Beschäftigung und 
eine finanzielle Besserstellung 
erhofft. Stattdessen stand ich 
kurz vor Weihnachten vor ei-
nem Berg von Schulden.”

Bis heute ist Herr Hörgast, 
der schließlich selbst Arbeit bei 
einem Mietwagenunterneh-
men gefunden hat, empört, 
wenn er an die Behandlung 
durch die Behörden denkt. 
„Wir wurden hier betrogen, 
und niemand hat die Verant-
wortung übernommen. Für 
uns gab es weder finanzielle 
Hilfe von AMS oder Sozialamt, 
noch ein Wort der Entschuldi-
gung von Herrn Strassegger.”

Die Spätfolgen der Aktion 
spürt Herr Hörgast bis jetzt: 
Derzeit stottert er seinen Miet-
rückstand ab.

*)Namen v. d. Redaktion geändertt

LEIHARBEIT

RAT UND HILFE
Mieterschutzverband 
Steiermark
Sparbersbachgasse 61
Tel. 0316 / 38 48 30
Sprechstunden – Bitte 
um tel. Voranmeldung!
Mittwoch 14.30 – 19.00 Uhr
Freitag 9.00 – 11.30 Uhr
www.mieterschutzverband.at
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Für welche Wohnungen wird 
Wohnbeihilfe gewährt?
- für geförderte und nicht geförder-
te Mietwohnungen bzw. gemietete 
Häuser.
Wer kann um Wohnbeihilfe 
ansuchen ?
Österreicher/innen, EU-Bürger/in-
nen, die in Österreich arbeiten, 
Mieter/innen ohne österreichische 
Staatsbürgerschaft, die seit mindes-
tens drei Jahren in Österreich mit 
Aufenthaltstitel und Arbeitserlaub-
nis leben.

Grundvoraussetzungen
- die Wohnung ist Hauptwohnsitz 
- Einkommensgrenzen

Wie erfolgt das Ansuchen?
Das Ansuchen auf Wohnbeihilfe 
liegt entweder bei den Gemeinden 
auf, wenn nicht, kann es unter der 
Telefonnummer 0316/ 877 /3713  
angefordert oder im Internet unter 
www.soziales.steiermark.at abge-
rufen werden.

Erforderliche Unterlagen
- Einkommensnachweise aller im 

Haushalt lebenden Personen
- Meldezettel aller im Haushalt 

lebenden Personen
- Staatsbürgerschaftsnachweis
- Wohnungsaufwandsbestätigung 

der jeweiligen Hausverwaltung 
bzw. des Vermieters

- vergebührter Hauptmietvertrag
Das vollständig ausgefülltes Ansu-
chen mit den Beilagen ist an das 
Wohnbeihilfenreferat der Fachab-
teilung 11A, Dietrichsteinplatz 15, 
8011 Graz zu senden.
Bewilligungszeitraum
-  höchstens 1 Jahr
-  danach Ansuchen auf Weiterge-

währung (wird bei aufrechter 
Wohnbeihilfe automatisch vor 
Ablauf der Wohnbeihilfe von 
der Wohnbeihilfenstelle übermit-
telt)

Nähere Infos, Wohnbeihil-
fenrechner und Formulare 
im Internet unter www.soziales.
steiermark.at 

DSA Karin Gruber
Herrengasse 16, 8010 Graz
Tel. (0316) 877 5101

WOHNBEIHILFE
Wie man sie  
bekommt

SCHIKANEN FÜR SOZIAL SCHWACHE

„Gehen Sie halt schwarz bügeln!”

Rund 425.000 Österreiche-
rinnen und Österreicher 

sind akut arm.  Von jenen, 
die Anspruch auf Sozialhilfe 
hätten, kommen allerdings 
nur etwa 40 Prozent in deren 
Genuss. 

Scham und Schikane
Die Gründe sind zahlreich. 

So scheuen viele den Weg zum 
Sozialamt, weil sie sich für ihre 
Situation schämen. Andere 
wiederum werden von den 
Behörden gezielt falsch infor-
miert oder abgewimmelt.

Karin Gruber hat in den 
Sozialsprechstunden der KPÖ 
immer wieder mit derartigen 
Problemfällen zu tun. „Zu un-
seren Sozialberatungen kom-
men immer wieder Menschen, 
die ihren Anspruch auf Sozial-
hilfe nicht durchsetzen kön-
nen”, erzählt sie. Für mehrere 
Klienten hat die KPÖ Berufung 

eingelegt. Dabei konnte den 
Antragstellern in allen bisher 
entschiedenen Fällen zu ihrem 
Recht verholfen werden. 

„Sie sind zu jung!”
Doch nicht immer kommt 

es überhaupt zu einem Be-
scheid. „Sie sind zu jung. 
Sozialhilfe steht ihnen nicht 
zu”, „Gehen Sie halt schwarz 
bügeln! Dann haben Sie auch 
Geld”, so oder ähnlich lauten 
die niederschmetternden Kom-
mentare, mit denen Menschen 
mit Anspruch auf Sozialhilfe 
abgewimmelt werden.

Rasche Hilfe ist nötig
KPÖ-Landtagsabgeordnete 

Claudia Klimt-Weithaler, will 
sich mit den Mißständen nicht 
abfinden: „Die Armen, die 
heute im Dunkeln sitzen, weil 
sie die Stromrechnung nicht 
bezahlen konnten, können 

Sie sind auf Gedeih und Verderb dem Sozialamt 
ausgeliefert: Sozialhilfe-Anwärter werden häufig 
schikaniert, manche warten bis zu sechs Mona-
te auf eine Entscheidung. Verspricht die „Mindest-
sicherung” eine Besserung? 

Arge Missstände bei der Sozialhilfe: Hilfesuchende werden abgewimmelt. (Foto: FLICKR)

nicht auf die Mindestsiche-
rung im nächsten Jahr warten. 
Sie brauchen rasche Hilfe.”

Doch die für Juli 2009 
bundesweit geplante  Mindest-
sicherung lässt Schlimmes be-
fürchten: Das AMS soll bei der 
Antragstellung zusätzlich die 
Arbeitsfähigkeit und Arbeits-
willigkeit überprüfen. Erst wer 
diese „Prüfung” besteht, kann  
die Mindestsicherung – wie 
bisher die Sozialhilfe – beim 
Sozialamt beantragen. 

Die Bundesregierung versucht 
die „neue Mindestsicherung” 
als Erfolg zu verkaufen. Dabei 
ist zu befürchten, dass es sich 
um die Österreich-Version der 
gefürcheteten deutschen „Hartz 
IV”Gesetze handelt. Die Armuts-
konferenz in einer Stellungnah-
me: „Die neue Mindestsicherung 
ist im Wesentlichen die alte 
Sozialhilfe. [...] Es wird weiter 
neun verschiedene Standards 
geben.” Das Dokument kann 
unter http://www.kpoe-steier-
mark.at/12.3370.0.0.1.0.phtml 
nachgelesen werden

Mindestsicherung
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Eine gute Ausbildung verrin-
gert nicht nur das Risiko, ar-
beitslos zu werden, es erhöht 
auch die Chancen auf ein 
besseres Einkommen, und 
zwar pro Ausbildungsjahr 
um durchschnittlich 7,4 %, 
wie jünste Daten der Statistik 
Austria belegen. Für jene, die 
bereits im Berufsleben ste-
hen, ist die Bildungskarenz 
ein gangbarer Weg. 

Seit 1.1.2008 gelten dafür  
neue Regelungen.

Voraussetzungen:
- ein mindestens einjähriges 
Dienstverhältnis, bei Saison-
beschäftigten insgesamt ein 
Jahr innerhalb der letzten 
vier Jahre
- Einverständnis zwischen 
Arbeitnehmer und Arbeit-
geber
- Teilnahme an einer oder 
mehreren Bildungsmaßnah-
men im Ausmaß von min-
destens 20 Wochenstunden
Dauer:
Drei Monate bis maximal ein 
Jahr, kann auch in Blöcken 
auf max. vier Jahre aufgeteilt 
werden.
Vorteile:
- Kranken- und Unfallversi-

cherungsschutz
- Karenzzeit wird als Ersatz-

zeit für die Pension ange-
rechnet

- Ansprüche aus Arbeitslo-
senversicherung werden 
nicht verbraucht

Höhe der Leistung:
-  Weiterbildungsgeld in der 

Höhe des Arbeitslosengel-
des, mindestens jedoch 
14,53 Euro pro Tag

Antragstellung:
bei der jeweils zuständigen 
Geschäftsstelle des AMS 
(Wohnbezirk)
Achtung:
Es besteht kein Kündigungs-
schutz. Bei Kündigung durch 
den Arbeitgeber läuft die 
Karenz bis zum Ende des ver-
einbarten Moduls weiter.

LESERinnenSERVICE:
BILDUNGSKARENZ

Wer kein Eigen-
kapital hat, hüte 
sich vor der Miet-
kauffalle. Weder 
Wohnbauträger 
noch Banken 
sind selbstlose 
Geschenkgeber. 
Früher oder später 
wird die Rechnung 
präsentiert.

VORSICHT BEI MIETKAUFWOHNUNGEN ! 

„Das hat uns keiner gesagt!” 

Familie Petz aus Graz be-
wohnt seit kurzem eine 

Mietkaufwohnung. Die An-
zahlung von 33.000,- Euro 
haben sie kreditfinanziert. Au-
ßerdem wurden  teure Böden 
verlegt und die Traumküche 
erworben. Schließlich plant 
man, die Wohnung eines Tages 
günstig zu erwerben und für 
immer darin zu wohnen.

„Und  inzwischen”, freut 
sich Herr Petz, „zahle ich ja 
mit der Miete schon einen Teil 
des Kaufpreises ab.” Doch da-
mit irrt er sich. In Wirklichkeit 
führen  Makler, Bauträger und 
Genossenschaften ihre Kund-
schaft, vor allem junge Fami-
lien, oft bewusst mit Slogans 
wie „günstige Ratenzahlung” 
in die Irre. Kaufpreismindernd 
wirkt sich aber lediglich die 
Anzahlung aus, die Miete 
selbst nicht.

Höherer Kaufpreis

Was die wenigsten wissen: 
Der Kaufpreis setzt sich aus 
dem Substanz- und dem Ver-
kehrswert zusammen, d.h., er 
orientiert sich am  freien Markt 
und kann daher nach zehn 
Jahren höher sein als zum 
Zeitpunkt der Errichtung.

Während der Mietdauer 
werden Erhaltungs- und Ver-
besserungskosten am Objekt 
aus einem Instandhaltungs-
fonds gedeckt, in den die Mie-
ter einzahlen. Kauft der Mie-
ter/die Mieterin die Wohnung, 
ist diese Wertsteigerung durch 
einen erhöhten Kaufpreis ein 
zweites Mal „fällig”.

Die Zeitbombe tickt

Bestehende Darlehen sind 
zu übernehmen. Doch Ach-
tung: Die am Beginn durch 

Verheißungsvoll klingt der Begriff „Mietkauf”. Was 
viele nicht wissen: Die Miete reduziert den Kauf-
preis nicht. Wer nach zehn Jahren auszieht, an-
statt zu kaufen, bekommt nur die Anzahlung zu-
rück – mit Abschlägen statt Guthabenzinsen. 

die Annuitätenzuschüsse zu-
meist günstige Miete baut auf 
den Kreditrückzahlungen auf. 
Laufen die Förderungen aus, 
verteuert sich die monatliche 
Rate empfindlich (in einem 
uns bekannten Fall auf das 
dreifache der Miete zum Kauf-
zeitpunkt)!

Beim Kauf ist zwar keine 
Umsatzsteuer zu bezahlen, 
allerdings entfällt mit Eigen-
tumsbegründung auch der 
Anspruch auf Wohnbeihilfe.

Wer nicht kauft, bekommt  
die Anzahlung zurück, redu-
ziert um einem Abschlag von 
1% pro Jahr.

Wer profitiert?

Für die Bauträger bieten 
Mietkaufobjekte den Vorteil, 
dass sie ihre Wohnungen  
schneller auf den Markt brin-
gen. Das Risiko, dann nicht 
zahlen zu können, überlässt 
man den Käufern, die sich 
mit der Mietkaufwohnung oft 
einen Schuldenberg fürs Leben 
anlachen...

Volksstimme
S t e i r i s c h e

SERVICE
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Schon bald soll also das 
Aufzugswerk von Thyssen-

Krupp in Gratkorn gesperrt wer-
den. Dabei hatte man zuletzt 
Angst, man könnte die Aufträge 
gar nicht abarbeiten, so voll 
waren die Auftragsbücher.

Immer hat man uns gesagt, 
Gewinne seien nötig, um Ar-
beitsplätze zu sichern. Wie es 
aber scheint, ist in Zeiten der 
Globalisierung selbst diese Bin-
senweisheit nicht mehr wahr. 
Natürlich, im weiteren Sinne 
stimmt es schon: Es werden 
Arbeitsplätze geschaffen, aber 
eben woanders. Gab es den in-
ternationalen Warenaustausch 
schon früher, so ist es eine 
Besonderheit der globalisierten 
Welt von heute, dass selbst 
komplette Fabrikstransaktio-
nen auf internationaler Ebene 
stattfinden.

Die Herren, die uns die Welt 
ganz anders erklären wollen, 
machen es uns damit leicht, 
eines zu erkennen: Standort-
interessen dienen im Grunde 
nur einigen wenigen. So, wie 
es der Belegschaft von Thys-
sen-Krupp heute geht, kann es 
schon morgen uns gehen und 
übermorgen wieder anderen. 
Wir Arbeitende sitzen alle in 
einem Boot.

Globalisierung muss also 
für uns bedeuten, auch 

Gefühle für jene zu haben, die 
nicht das Glück hatten, dass 
Butter auf dem Brot war, als sie 
zur Welt gekommen sind. Nur 
dann werden wir denen, die 
uns gegeneinander ausspielen 
wollen, die Suppe versalzen.

meint Ihr Peter Scherz

KOMMENTAR 

Gewinne  
schützen nicht 

Arbeiter-
kammerrat 

des GLB:  
Peter Scherz

BÖRSENHANDEL MACHT DAS LEBEN TEURER

Verhungern durch 
Aktienspekulation
Preise für Lebensmittel und Rohstoffe gehen wei-
ter in die Höhe. Schuld daran ist die Spekulation 
an den Börsen. Wer dort investiert, verdient daran, 
dass sich viele das Leben nicht mehr leisten können.

Weizen, Reis, Mais – der 
Getreidepreis steigt 

ebenso rasch wie Sprit oder 
Heizung. Zahlen müssen wir 
es doppelt: Einmal, weil eben 
die Grundstoffe für Nudeln 
und Brot teurer geworden 
sind. Und einmal, weil die 
Transportkosten so steigen, 
dass es beim täglichen Ein-
kauf im Geldtascherl raschelt. 
Dahinter steckt aber mehr 
als nur die Herstellung von 
Biotreibstoffen aus Getreide. 
Die Haupturache für die stie-
genden Preise im Supermarkt 
und an der Tankstelle ist die 
Spekulation an den Börsen.

Laut der Welternährungs-
organisation FAO sind die 
Lebensmittelpreise weltweit 
in den letzten zehn Monaten 

um 45 % gestiegen. Allein der 
Reis legte um 75 % zu, Weizen 
kostet sogar doppelt so viel wie 
im März 2007. Die Preistreibe-
rei läuft über den freien Markt 
und den Börsenhandel ab. Da 
gibt es zum Beispiel „Futures”: 
Börsenhändler kaufen den Ge-
treidbauern die Ernte ab, bevor 
sie überhaut eingebracht ist. 
Denn wird sie eine Zeit lang 
zurückgehalten, die frei ver-
fügbare Menge sinkt, der Preis 
steigt. Eine andere Möglichkeit 
sind Optionen, mit deren Hilfe 
die Rohstoffpreise in die Höhe 
getrieben werden.

Wer genug Geld hat, kann  
damit sogar verdienen, dass 
andernorts Menschen ver-
hungern müssen. So empfahl 
die heimische Zeitschrift „Ge-

An der Börse: Spekulation mit 
Lebensmitteln und Rohstoffen 
macht das Leben teurer.

winn”, an der Börse in Lebens-
mittel und Rohstoffe zu inves-
tieren. Dann zahlt man zwar 
auch die fast täglich steigenden 
Preise, streift aber gleichzeitig 
über den Börsenhandel noch 
mehr Geld für die steigenden 
Rohstoffpreise ein.

Wer sich derlei „Börsen-
spiele” nicht leisten kann, 
zahlt im Supermarkt schon 
fast ein Drittel mehr für die 
gleichen Waren als im Früh-
jahr 2007.

foto: FLICKR

Bundesheer im Tschad: 
Kolonialkrieg mit  
Entwicklungshilfegeld

Österreichische Soldaten 
wurden in den afrikani-

schen Staat Tschad geschickt, 
um dort „europäische Interes-
sen” durchzusetzen. Die Kos-
ten für die neutralitätswidrige 
Tschad-Mission des Bundes-
heeres in Höhe von zunächst 
25 Mio. Euro werden aber 
dem Entwicklungshilfebudget 
entnommen. Es ist skandalös, 
dass Gelder, die zur weltweiten 
Armutsbekämpfung gedacht 
sind, zweckentfremdet werden. 
Dazu kommt, dass es in der EU 
üblich ist, die wahre Höhe der 
Militärbudgets zu verschleiern 
und sich bei der Entwicklungs-
hilfe zu bedienen.

Afrikahausteam gegen Weltkirche – Auswahl, hießen die Spielteams 
beim missio haus Fest in Graz. Beide Mannschaften spielten nicht nur 
beherzt, sondern auch mit sichtlicher Freude und großartigem Enga-
gement. Das Afrikateam konnte dabei seine sportliche Überlegenheit 
zum Ausdruck bringen und siegte 12:6.

Foto: Ernst Zerche
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TROTZ GEWINNEN SOLL AUFZUGSWERK GESCHLOSSEN WERDEN

„Wut ist groß in Gratkorn”
Das Gratkorner Auf-
zugswerk schreibt 
Gewinne. Trotz neu-
er Großaufträge ist 
Schluss, Beschäftigten 
werden Jobs in der 
Ukraine oder in Russ-
land angeboten.

Traurig hängen die Fahnen 
vor dem Aufzugswerk in 

Gratkorn herunter, während 
die Belegschaft das Gelände 
räumt. Nächstes Jahr verlässt 
der letzte Aufzug die blau-
en Hallen. Thyssen-Krupp 
schließt den Standort, 300 
Menschen verlieren ihre Ar-
beit und ihr Einkommen.

„Schade, die Aufzüge aus 
Gratkorn sind top im Ver-
gleich zu dem Krempel, der 
teilweise aus dem Stamm-
werk in Neuhausen kommt.” 
– In Gratkorn versteht keiner, 
warum das Thyssen-Krupp-
Aufzugswerk geschlossen wird. 
Der Konzern ließ wissen, die 
Gratkorner Produkte seien we-

gen des „zunehmenden Wett-
bewerbsdrucks und anderer 
Marktbedingungen“ weniger 
nachgefragt. Tatsächlich steckt 
wohl eher der Transfer der Ar-
beit in ein Billiglohnland da-
hinter. „Damit Aktionäre und 
Gesellschafter ein paar Cent 
mehr rausquetschen können, 
verlieren 300 Menschen ihre 
Arbeit. Pfuischande!“, so ein 
erboster Kommentar.

Entrüstung
Gratkorn ist entrüstet. „Für 

uns bricht eine Welt zusam-
men, weil wir damit nicht ge-
rechnet haben“, hört man vor 
dem Werkstor, „sie haben uns 
gesagt, wir hätten irgendwel-
che Entwicklungen verschla-
fen.“ Dabei habe man erst vor 
kurzem die Effizienz gesteigert. 
Seltsam auch, dass weder der 
Standortleitung noch dem 
Betriebsrat aufgefallen sei, dass 
das Werk technisch veraltet ist, 
wie der Konzern kritisierte.

Gratkorn verliert mit Thys-

sen-Krupp den drittgrößten 
Betrieb der Gemeinde. Bis 
zu 1000 Aufzüge samt Steue-
rungen haben das Werk pro 
Jahr seit der Eröffnung 1994 
verlassen; im Herbst 2009 ist 
Schluss. Zu den 300 verlore-
nen Arbeitsplätzen kommen 
gut 150 Zulieferer.

Ersatzjob in Russland?
Der Konzern ließ wissen, 

dass man die Beschäftigten 
an anderen Standorten unter-
bringen wolle. „Aber wer will 
schon in die Ukraine gehen, 
der hier seine Existenz aufge-
baut, seine Familie hat“, so ein 
nüchterner Sager. Oder nach 
Spanien, Dänemark, Russland. 
Dort habe man den Menschen 
Jobs angeboten, im nahen 
Deutschland hingegen kaum.

In Gratkorn gibt es kei-
nen echten Widerstand gegen 
die Schließung. „Die Wut ist 
groß, weil wir von unserer 
Arbeit überzeugt sind“, hört 
man. Aber an Streik wird nicht 

gedacht. Der steirische KPÖ-
Vorsitzende Franz St. Parteder: 
„Im Gegensatz zu Italien oder 
Deutschland in ähnlichen 
Fällen leisten weder das Land 
Steiermark noch Arbeiter und 
Gewerkschaft nennenswerten 
Widerstand“.

Laut eigenen Angaben 
schrieb das Werk 2007 einen 
Gewinn von 800.000 Euro. 
2004 feierte man das zehnjäh-
rige Bestehen und einen Jah-
resumsatz von 80 Millionen 
Euro. Anfang des Jahres bekam 
das Werk den größten Auftrag 
seit der Eröffnung: Bis Ende 
2010 – da ist das Werk längst 
zugesperrt – sollen in sechs 
Wiener U-Bahn-Stationen 21 
Hochleistungs-Glasaufzüge 
aus dem Aufzugswerk Grat-
korn eingebaut werden...

Obwohl das 
Thyssen-Werk 
in Gratkorn 
erst unlängst 
den größten 
Auftrag der 
W e r k s g e -
schichte an 
Land ziehen 
konnte, wird 
es zugesperrt. 
Ersatzjobs in 
Russland oder 
in der Ukrai-
n e  w ü r d e n 
Familien zer-
stören. 

KPÖ–Ernest Kaltenegger, Land-
haus, Herrengasse 16, 8010 Graz,
Fax 0316/877 5108 oder E-Mail: 
volksstimme@kpoe-steiermark.at

 Sagen Sie uns Ihre Meinung!  
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Der geplante Ausbau der 
Straße durch das Ennstal 

von Liezen Richtung Salzburg 
schlägt (wieder einmal) Wel-
len. Verkehrslandesrätin Kris-
tina Edlinger-Ploder wünscht 
sich bekanntlich eine Lösung 
für das Dauerthema. Das Wie 
stößt freilich auf wenig Gegen-
liebe im Bezirk Liezen.

92 % für 
Verkehrsberuhigung
Eine Mehrheit nicht nur 

in der Bevölkerung, sondern 
auch in den Bürgermeister-
parteien einiger betroffenen 
Gemeinden hätte lieber den 
Ausbau der bestehenden Stra-
ße statt einer neuen Trassen-
führung.

Das geht auch aus einer 
Umfrage hervor, die von der 
Plattform Zukunft Ennstal 
jüngst veröffentlicht wurde. In 
26 Gemeinden wurde befragt; 
71 Prozent lehnen laut vorläu-
figem Ergebnis den Neubau ei-
ner vierspurigen Schnellstraße 
oder Autobahn dezidiert ab. 
Dafür gibt es große Mehrhei-
ten für alternative Lösungen, 
wie ein Verbot des Lkw-Tran-
sits (88 Prozent), den Ausbau 
der bestehenden Straße (75 
Prozent) sowie der Bahn (87 

Prozent dafür; 91 Prozent für 
häufigere Zugverbindungen 
und 92 Prozent für bessere Zu-
bringerdienste zur Bahn). Und 
in den Ortschaften wünschen 
sich 92 Prozent Verkehrsberu-
higungsmaßnahmen.

Eine unendliche 
Geschichte
Das Ennstal und der Au-

toverkehr bargen und bergen 
jede Menge Sprengstoff. Der 
Autor dieser Zeilen kann sich 
noch gut an das blanke Entset-
zen erinnern, als vor mittler-
weile Jahrzehnten die Trasse 
der Pyhrnautobahn plötzlich 
das Tal durchschnitt, um als 
weithin sichtbares „Denkmal“ 
in der Nähe von Ardning im 
Bosrucktunnel nach Oberös-
terreich zu verschwinden. 
Und die Diskussionen über 
die ennsnahe Trasse füllen 
inzwischen Bücher.

Fest steht, dass man als 
Wintersportler, aus Graz kom-
mend unterwegs zur Vier-Ber-
ge-Schischaukel, an Samstagen 
spätestens um 8.00 Uhr Liezen 
passieren sollte. Sonst heißt 
es im Stau warten: nach der 
Autobahnabfahrt am Kreis-
verkehr vor Liezen, bei der 
Durchfahrt durch Liezen, bei 

der Ampel in Trautenfels und 
so weiter und so fort. Fest 
steht aber auch, dass dieses 
„Schauspiel“ nur an wenigen 
Tagen im Jänner, Februar und 
März stattfindet. Der behut-
same Ausbau der bestehen-
den Straße mit begleitenden 
Maßnahmen zur Verlagerung 
des Schwerverkehrs weg von 
der Straße scheint in diesem 
Licht durchaus sinnvoll. Auch 
Barbara Stangl, Sprecherin der 
inzwischen legendären Bür-
gerinitiative NETT (Nein zur 
Ennstal-Transittrasse), fordert 
unter anderem vehement die 
Überprüfung der bestehenden 
zweispurigen Streckenführung 
als Alternative zur von der Ver-
kehrslandesrätin bevorzugten 
vierstreifigen so genannten 
Mittelvariante zwischen Lie-
zen und Trautenfels.

Ungewöhnliche 
Übereinstimmungen
Nicht nur die steirische 

KPÖ spricht sich für einen 
bestandsnahen Ausbau der 
Ennstalbundesstraße aus und 
weiß sich einer Meinung mit 
NETT. KPÖ-Chef Franz Ste-
phan Parteder: „Wir sind ge-
gen die Transittrasse, die der 

Bevölkerung nur ein mehr an 
Verkehrsbelastungen bringt.  
Ortsumfahrungen müssen 
hingegen dringend realisiert 
werden.”

Auch in anderen Parteien 
kommt es auf lokaler Ebene zu 
wenig Begeisterung über den 
neu entflammten Trassenstreit. 
In Liezen führe die geplante 
Trasse zu nahe am Wohngebiet 
vorbei, ebenso in Wörschach 
– in einem Fall eine SPÖ-re-
gierte, im anderen Fall eine 
ÖVP-regierte Gemeinde. Von 
möglichen wirtschaftlichen 
Auswirkungen ganz zu schwei-
gen, wenn die Wagenkolonne 
künftig auf einer vierspurigen 
Mautstraße an bisherigen re-
gionalen Wirtschaftszentren 
vorbeiziehen würde.

Bliebe also ein behutsa-
mer Ausbau der bestehenden 
Straße nicht nur als konsens-
fähiger Kompromiss, son-
dern auch als Alternative, die 
schnell und kostengünstig 
in die Tat umzusetzen wäre. 
Denn die eingangs gestellte 
Frage, wer eigentlich den Bau 
einer neuen Ennstaltrasse 
wünscht, kann wohl nur so 
beantwortet werden: die Lan-
desregierung, nicht aber die 
Betroffenen vor Ort.

MEHR ALS 70 PROZENT SIND DAGEGEN

Wer will eigentlich die Ennstal-Trasse?

Keiner! Zumindest 
nicht die Liezener, 
auch die Wörscha-
cher nicht. Insge-
samt lehnen laut 
Befragung mehr als 
70 Prozent eine vier-
spurige Schnellstraße 
durch das Tal ab.
(VON REINHARD 
CZAR)

Wenn über den Bergen die Sonne auf-
geht, wälzen sich unten durchs Ennstal 

die Schifahrerkolonnen. Die Frage ist, 
ob gelegentliches Spitzenverkehrsauf-
kommen wie an den wenigen Winter-

samstagen den vierspurigen Ausbau 
der Ennstalbundesstraße lohnt und 

was freie Fahrt ab Liezen hilft, wenn in 
Trautenfels ohnehin Endstation ist.
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MÜLLABFUHR BALD TEURER?

Streit um Müllberg
Die Müllabfuhr wird teurer, wenn sich Private den 
Gewerbemüll unter den Nagel reißen und öffentli-
che Entsorger auf den Haushalten sitzen bleiben.

Was den Meisten gewal-
tig stinkt, ist für die 

privaten Müllentsorger ein 
gefundenes Fressen – der Rest-
müll. Dessen Entsorgung wird 
derzeit von den Gemeinden 
kontrolliert – noch. Denn die 
Wirtschaftskammer hat bei der 
EU Klage eingereicht: Indus-
trie, Gewerbe, Handel wollen  
ihren Müll auf eigene Faust 
billig entsorgen lassen.

Sollte die Klage durch-
gehen, bleibt den öffentli-
chen Entsorgern nur noch 
der Restmüll der Haushalte 

und das Säubern öffentlicher 
Parks oder Plätze. Man könne 
dann nur noch die wertlosen 
Müllreste entsorgen, während 
sich die privaten Entsorger die 
wertvollen Kreisläufe sichern, 
meint dazu Gerhard Egger, 
der Leiter der Grazer Wirt-
schaftsbetriebe. Die Haushalte 
müssten für das Abholen des 
Restmülls tiefer in die Tasche 
greifen, wenn sich die Privaten 
den Gewerbemüll sichern. 
Denn die Einnahmen aus 
dem Gewerbe fallen weg, der 
große Aufwand zum Betreuen 

Transithölle Steiermark?
Die B317 zwischen 
Judenburg und der 
Kärntner Grenze soll 
durchgehend mehr-
spurig ausgebaut wer-
den. Die Bewohner 
wehren sich gegen ei-
ne Verschlechterung 
ihrer Lebensqualität.

Gegen den Ausbau der 
B 317 zu einer mehr-

spurigen Autobahn gibt es 
Widerstand. Hunderte von 
besorgten BürgerInnen nah-
men in Neumarkt an einer 
Informationsveranstaltung teil. 
Der Verkehrsexperte Hermann 
Knoflacher warnte eindring-
lich: Durch den Ausbau zur 
Autobahn wird diese Strecke 
für den Transitverkehr erst 
richtig attraktiv. „Autobahn 
ist Mord an der Region. Klingt 
furchtbar, ist aber so”, warnt 
der Verkehrsexperte.

Tatsächlich droht eine Ver-
kehrshölle, die die engen Täler 
mit Lärm und Abgasen füllt.  
Fritz Gurgiser vom Transit-Fo-
rum Tirol schilderte, wie sehr 
die Tiroler Bevölkerung unter 
dem Transitverkehr leidet. 
„Wird diese Straße gebaut, wird 
Ihre Region zur Transitregion. 
Sie kriegen nur Lärm und Ab-
gase!“, fand Knoflacher klare 
Worte bei der Bürgerversamm-
lung in Neumarkt.

Keine Lebensqualität
Renate Pacher befürchtet  

entlang der B317 eine Ver-

schlechterung der Lebensquali-
tät. „In unserer kapitalistischen 
Privatwirtschaft werden immer 
mehr Produktionsstätten ins 
Ausland verlagert. Die regiona-
le Wirtschaft und Infrastruktur 
werden ausgedünnt, Postämter, 
Nahversorger oder Schulen 
geschlossen. Die Menschen 
werden zu Pendlern, die der 
Arbeit nachfahren. Aus Pro-
fitgründen betreiben Firmen 
keine Lagerhaltung, LKWs sind 
das rollende Lager. Der Verkehr 
nimmt zu, die Lebensqualität 
sinkt”, sagt die KPÖ-Land-
tagsabgeordnete. Ausländi-
sche Waren überschwemmen 

unsere Märkte, auch weil der 
Transport so billig ist.

Schiene statt Straße
Der öffentliche Verkehr ist 

teuer und schlechter ausgebaut 
als etwa in der Schweiz, wo 
die Straßen zu Gunsten der 
Schiene Nachrang haben. Eine 
eigenständige Verkehrspolitik 
ist Österreich durch die EU 
verwehrt. 

Wenn viele AnrainerIn-
nen durch den Ausbau der B 
317 eine enorme Verschlech-
terung ihrer Lebensqualität 
befürchten, dann sind diese 
Sorgen berechtigt, so Renate 

Pacher. Für Orte mit starkem 
Durchzugsverkehr, wie z.B. 
Unzmarkt, Scheifling oder  
Neumarkt, muss es Lösungen 
im Sinne der dort lebenden 
Bevölkerung gefunden werden. 
„Der Ausbau zur mehrspurigen 
Autobahn schadet der Bevölke-
rung und nützt ausschließlich 
der schrankenlosen Profitwirt-
schaft”, so das Resumee von 
Renate Pacher.

Mehr als 700 Teilnehmer 
bei der Informationsveranstal-
tung in Neumarkt sehen ihre 
Zukunft gefährdet und haben 
sich gegen den Ausbau ausge-
sprochen.

Wer Straßen baut, 
wird Verkehr ernten. 
Mehrspurige Auto-
straßen bringen mehr 
Lärm und Abgase. Ein 
mehrspuriger Ausbau 
der B 317 könnte so-
gar die regionale Wirt-
schaft und Infrastruk-
tur ausdünnen und 
mehr Menschen zum 
Pendeln zwingen.

der Haushalte hingegen bleibt 
gleich.

Der Versuch der KPÖ, die 
Menschen vor eines weiteren 
Privatisierung der Müllentsor-
gung damit vor höheren Tari-
fen  zu schützen, ist im Landtag 
an der ÖVP gescheitert.

WEGE AUS DER ABFALLMISERE – 1 – Recherchen und Vorschläge der KPÖ 
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� � � � � �� � � �

������������„Wege aus der Abfallmisere” heißt 
eine Broschüre der KPÖ, die sich 
eingehend mit der Müll-Thematik 
beschäftigt. Sie kann kostenlos via 
Mail (bildungsverein@kpoe-steier-
mark.at) oder telefonisch: 0316 / 
877 - 5102 bestellt werden.
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Mit den Millionen, die das 
Land bisher ohne sichtbares 
Ergebnis ausgegebenen hat, 
hätte in der Region ein Lan-
desbetrieb mit hunderten 
Arbeitsplätzen geschaffen 
werden können.

Projekt Spielberg:  
Red Bull ist jetzt am Zug
Projekt Spielberg: Lieber 
in die Tasche der Steu-
erzahlerInnen greifen, 
als einen Konzern in die 
Pflicht nehmen.

Die KPÖ wollte im Land-
tag von Wirtschaftslandesrat 
Christian Buchmann wissen, 
warum die 4,5 Mio. Euro für 
das Projekt „Spielberg Neu“ 
aus Steuermitteln gekommen 
sind, wo doch Red Bull zum 
Schadenersatz verpflichtet ist 
(siehe Infokasten).

Zur Vorgeschichte:
Allein mit 16,5 Millio-

nen Euro wurde der VP-nahe 
ÖAMTC aus dem Ring hinaus-
gekauft, damit Red Bull am A1 
Ring nach Belieben schalten 
und walten kann. Der Ge-
tränkekonzern hat den Ring, 
eine moderne Rennstrecke, 
zu einem Zeitpunkt abreißen 
lassen, an dem bereits klar war, 
dass es Einsprüche gegen das 

Projekt Spielberg geben wird. 
Das von Red Bull eingereichte 
Projekt wurde vom Umweltse-
nat als nicht genehmigungsfä-
hig zurückgewiesen.

Mit dem Abbruch des Rings 
ist Red Bull aber eine Ver-
pflichtung zur Wertsteigerung 
der Motorsport-Anlage einge-
gangen. Das wäre eigentlich 
eine gute Nachricht für die 
Region und für die Politik. 
Landesrat Buchmann bestä-
tigte diesen Sachverhalt. Aber 
auf Schadenersatz zu bestehen 
hätte laut Buchmann einen 
Prozess bedeutet, der sowohl 
der Region, als auch dem Pro-
jekt geschadet hätte.

Im Klartext: Das Land und 
damit die ganze Region haben  
Anspruch auf Schadenersatz, 
aber das Land will sich nicht 
mit einem Großkonzern anle-
gen. Lieber werden altbekann-
te Wege beschritten: der Griff 
in die Taschen der Steuerzahle-

rInnen und das Hoffen auf das 
Wohlwollen von Investoren. 
Egal wie oft dabei (vom Land) 
schon draufgezahlt wurde, 
etwa bei Herberstein oder 
Rogner-Therme. Das sind sich 
SPÖ und ÖVP einig.

Verantwortung 
ausgelagert
So wurde die Projektge-

sellschaft „Spielberg Neu“ ins 
Leben gerufen und mit 4,5 
Mio. Euro an Steuermitteln 
finanziert. Mit der Gründung 
dieser Gesellschaft, an der das 
Land nicht beteiligt ist, wurde 
die Verhandlungsführung und 
auch die Verantwortung für 
das Projekt ausgelagert.

Die KPÖ ist für ein Projekt 
Spielberg. Aber es kann nicht 
sein, dass immer nur in die 
Taschen der SteuerzahlerInnen 
gegriffen wird. Red Bull hat 
eine Verpflichtung und ist nun 
am Zug.

KPÖ-LAbg. Renate Pacher: „In Herberstein hat die Region nach all den Skandalen wenigstens einen Tier-
park. In Spielberg wurde aus einer modernen Rennstrecke ein Schutthaufen.“

Landesrat Buchmann auf An-
frage der KPÖ: 
Laut Punkt II des Unterpacht-
vertrages ist die Unterpäch-
terin (Red Bull) berechtigt 
‚bestehende Gebäude und 
Anlagen baulich zu verändern 
und abzureißen sowie neue 
Gebäude und Anlagen auf den 
Bestandflächen zu errichten, 
sofern es durch diese Gesamt-
baumaßnahmen zu einer Wer-
terhöhung kommt. Bei Beendi-
gung des Bestandverhältnisses 
ist die Unterpächterin nicht 
zur Wiederherstellung des 
ursprünglichen Zustands des 
Bestandgegenstands verpflich-
tet. Das heißt, dass Red Bull 
nicht zur „Wiederherstellung 
des ursprünglichen Zustandes“ 
(also zum identischen Wieder-
aufbau des Ringes) verpflichtet 
ist, wohl aber die Gesamtbau-
maßnahmen den Wert der 
Anlage erhöhen müssen. Unter-
bleiben diese werterhöhenden 
Baumaßnahmen, ist Red Bull 
zum Ersatz des entstandenen 
Schadens verpflichtet.

WIEDERAUFBAU

Folgende Summen hat das 
Land seit 1997 für den A1-Ring 
ausgegeben:
Von 1997 bis 2003: 10,013 
Mio. Euro an Gesellschafter-
zuschüssen.
16,5 Mio. Euro für die Ablöse 
des ÖAMTC und die Übertra-
gung des Rings an Red Bull.
4,5 Mio. Euro für das Projekt 
„Spielberg Neu“.
1,3 Mio. Euro an 33 Betriebe 
der Region Spielberg, die auf 
Grund des Abrisses des Rings in 
wirtschaftliche Schwierigkeiten 
geraden sind.
Summe: 32,313 Mio. Euro.

DIE STEUERMILLIONEN
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TIPPS ZUM FAHRRADKAUF

Gutes Rad um wenig Geld
Gutes Rad muss nicht 
teuer sein. Tipps für ein 
haltbares Rad zum gu-
ten Preis.

Der Grazer Verein Rebikel 
möbelt die Radleichen in der Stadt 
wieder auf. Steht ein Fahrrad lan-
ge unbenutzt herum, wird es nicht 
auf den Müll gekippt, sondern 
kommt zu Hans Alexander Pauer 
vom Verein Rebikel. Der zum 
Fahrradfan bekehrte Architekt 
verleiht den alten Rädern einen 
neuen Glanz, versorgt sie wenn 
nötig mit neuen Komponenten 
und verkauft die aufgemöbelten 
Stücke mit historischem Charme 
weiter. 
Kenner können das eine oder 
andere Schmankerl vom Puch- bis 
zum Hollandrad finden. Die Kos-
ten: um 50 bis 200 Euro ist man 
dabei, Schmankerln wechseln um 
bis zu 300 Euro den Besitzer. Infos 
gibt es bei H. A. Pauer, Tel. 0676 / 
50 19 070, Keplerstraße 55, Graz.

NEUE ALTE RÄDER

Autofahren macht keinen 
Spaß mehr. Die Abgase 

födern den Klimawandel, die 
Spritpreise sind ein Horror und 
steigen weiter. Die gesunde 
Alternative ist das Fahrrad. Bis 
fünf Kilometer Entfernung ist 
der Drahtesel nicht zu schla-
gen. Wir geben Tipps, worauf 
Sie beim Kauf achten müssen, 
um lange Freude am Fahrrad 
zu haben.

Bei einem Alltagsrad geht 
es um Komfort. Eine einstell-
bare Federgabel ermöglicht das 
Anpassen ans Körpergewicht, 
eine gefederte Sattelstütze 
schont das Kreuz (sie sollte 
über eine Art Führung verfü-
gen, sonst verdreht sich der 
Sattel ständig). Der Rahmen 
Ihres Alltagsrades sollte sta-
bil und gleichzeitig nicht zu 
schwer sein; 13 Kilo für ein 
Komplettrad sind die Ober-
grenze. Achten Sie auf saubere 
Schweißnähte und eine gleich-
mäßige Lackierung.

Auf Details achten
Bei den Komponenten 

sollten Sie auf Qualität set-
zen. Die kauft man bei den 
Namen Deore, LX, Hone oder 
XT. Achten Sie darauf, dass 
Ihr Rad nicht mit einer XT-

Radfahren als flotte Alternative zum Auto

Gruppe angepriesen wird und 
dann nur über einen XT-Wer-
fer verfügt, während andere 
Teile – wie das empfindliche 
Tretlager – minderwertig sind. 
Am wartungsärmsten und für 
den Alltag voll ausreichend 
sind  Innengang-Schaltungen 
wie die 7-gängige Nexus. Bei 
den Bremsen sind die be-
währten V-Brakes mit Seilzug 
voll ausreichend und zudem 
selbst leicht zu warten, was 
für hydraulische Systeme oder 
Scheibenbremsen nicht gilt.

In Sachen Licht führt heute 
kein Weg mehr am Naben-
dynamo im Vorderrad vorbei. 
Er steht für ein helles Licht bei 
minimalem Tretwiderstand. 
Nicht zu verachten sind nach-
leuchtende Lampen – sie ge-
ben auch Licht ab, wenn man 
an einer Ampel halten muss.

AUSGERECHNET...
Energiebonus

Die OMV hat wieder ein 
Rekordergebnis erzielt: 

Der Gewinn vor Steuern (Ebit) 
im ersten Quartal 2008 beträgt 
unvorstellbare 795 Mio. Eu-
ro. Umgelegt auf Österreichs 
3.537.000 Haushalte (Daten: 
Statistik Austria) würde das 75 
Euro pro Haushalt und Monat 
ergeben. Mit dem Geld, das die 
OMV in den ersten drei Mo-
naten des heurigen Jahres an 
Gewinn erzielt hat, könnten wir 
also alle locker  unsere Strom-
rechnungen bezahlen.

Goldene Nase

Unter den deutschen Top-
Managern verdient Por-

sche-Boss Wendelin Wiedeking 
mit 60 Millionen Jahresgage 
am besten. Bei einem durch-

schnittlichen Monatsverdienst 
von 1.800 Euro könnten in 
Österreich für dieses Geld 2.381 
Personen ein Jahr lang beschäf-
tigt werden.

Mahlzeit Biosprit

Ein/e durchschnittliche/r 
Autofahrer/in in Österreich 

legt pro Jahr rund 15.000 
Kilometer mit dem PKW zu-
rück und verbraucht dabei 
im Schnitt 1.050 Liter Sprit. 
(Quelle: VCÖ). Demnach ist 
ein 80-Liter-Tank nach 1.142 
Kilometern leer, was in etwa 
der Strecke Graz-Bregenz und 
zurück entspricht. Die gleiche 
Menge an Getreide, die für die 
Erzeugung von 80 Litern Etha-
nol (Biosprit) benötigt wird, 
könnte einen Menschen ein 
Jahr satt machen. 

Denken Sie an Kotbleche, 
einen stabilen Gepäckträger, 
der auch einem größeren 
Einkauf standhält und nicht 
zuletzt ein gutes Schloss. Seit 
heuer gibt es den Steirischen 
Radpass samt Radbuch 2008. 
Zu bestellen unter http://www.
radland.steiermark.at/

Sprechstunde Murtal

Sprechstunde mit Sozialberatung
mit KPÖ-Labg. Renate Pacher und Karin Gruber
Do. 5. Juni 2008
10.00 bis 12.00 Uhr, 
KPÖ Parteiheim Knittelfeld, Friedensstraße 10, 
Knittelfeld
Voranmeldungen 03512 / 822 40 oder 0316 / 877 51 01
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Es war die Eröffnung der 13. 
Spielhölle im Großraum 

Leibnitz, die hier medial so 
gefeiert wurde. Bürgermeister 
Helmut Leitenberger freute 
sich mit zahlreichen Ehrengäs-
ten, sogar Bürgermeister Köck 
aus der Partnergemeinde Gum-
poldskirchen war angereist.  
Und weil kleine Geschenke 
die Freundschaft erhalten, stif-
tete die Geschäftsleitung von 
Admiral der Gemeinde auch 
gleich ein Abenteuer-Spielge-
rät für Kinder.

Lichter, Farbenspiel, 
Klänge
Die Spiellokale vor Ort 

locken mit vielversprechen-
den Namen, wie „El Dorado” 
„Topplay” „Café Maximal”oder 
„Blue Tomato”. Durchschnitt-
lich zehn Automaten stehen in 
jedem der Lokale.

MÄCHTIGE FEINDE

Glücksspielfirmen treten als edle Spender – etwa von Ret-
tungsautos – auf, nachdem sie viele ihrer Kunden bis aufs 
letzte Hemd ausgezogen haben. So viel Großzügigkeit 
lähmt den Reformwillen so manches Landespolitikers.

Spielautomaten 
bergen nach 

Meinung aner -
kannter Experten 
des Anton Proksch 
Instituts das mit 
Abstand größte 
Suchtpotenzial. 70 Prozent 
aller Spielsüchtigen sind au-
tomatensüchtig.

Derzeit gibt es in der Stei-
ermark 4.700 Glücksspiel-
automaten. Regulierende Maß-
nahmen zur Eindämmung des 
kleinen Glücksspiels wären 
dringend geboten. Aber unsere 
Landespolitiker haben es of-
fenbar gar nicht eilig damit.

Fünf Tage, nachdem der 
Glücksspielkonzern NOVO-
MATIC dem SP-nahen Sa-
mariterbund im Beisein von 
Landeshauptmann Voves ein 
Rettungsauto um 78.000 Euro 
geschenkt hatte, sagte die SPÖ 
eine Sitzung des Glücksspiel-
Unterausschusses plötzlich 
ab. Dort sollte neben anderen 
Maßnahmen über eine Erhö-
hung der Abgabe auf Geld-
spielautomaten beraten wer-
den. Drei Terminvorschläge 
sind seither ergangen, schließ-
lich entschied sich die SPÖ für 
den allerletzten Termin vor der 
Sommerpause. 

„Hier wird  of-
fensichtlich auf Zeit 
gespielt: Zeit, die der 
Glücksspielindust-
rie Millionen bringt, 
denn der Beschluss 
auf Erhöhung der 

Automatenabgabe auf Wiener 
Niveau (1.400 Euro pro Gerät 
statt 467,50 derzeit) könnte 
so frühestens im Herbst um-
gesetzt werden”, ärgert sich 
KPÖ-Landtagsabgeordneter 
Ernest Kaltenegger.

Bis dahin wird sich die 
Glücksspielindustrie seit der 
von der KPÖ im Jänner 2007 
erhobenen Forderung mehr 
als 90 (!) Millionen Euro an 
Abgaben erspart haben.

Dabei würde das Geld zur 
Bekämpfung der Spielsucht 
dringend benötigt. Derzeit war-
tet man auf einen Therapieplatz 
3 bis 4 Monate. Kaltenegger er-
wartet sich von der Maßnahme 
zudem eine Halbierung der 
Zahl der Geldspielautomaten. 
Selbst dann würden die Abga-
ben dem  Land noch weit über 
eine Million Euro monatlich 
an Mehreinnahmen bescheren. 
„Dagegen nimmt sich die Spen-
de eines Einsatzfahrzeuges für 
den Samariterbund bescheiden 
aus!”, stellte er fest.

Wer die Geschäftemacherei 
mit dem Glücksspiel bekämpft, 
macht sich mächtige Feinde. Kein 
Wunder, für die Betreiber ist das 
Glücksspiel wie eine Lizenz zum 
Gelddrucken. Sie haben kräftigen 
politischen Rückhalt: Ex-Politiker 
wie Androsch, Schlögl (SPÖ) und 
Burgstaller (ÖVP) zählen ebenso 
dazu wie ÖVP-Minister Hahn 
(früher beim Spielautomaten-Her-
steller Novomatic) oder BZÖ-Mann 
Westenthaler, der sich für mehr 
Freiheiten beim Glücksspiel stark 
macht.

 LEIBNITZ: WETTCAFES SCHIESSEN  WIE SCHWAMMERLN AUS DEM BODEN 

 Las Vegas in  der Südsteiermark 
Im März eröffnete Café Admiral seine 31. Filiale in 
Leibnitz. Zahlreiche Ehrengäste, darunter der Bürger-
meister, durften da nicht fehlen. Damit erweist er der 
Stadt keinen guten Dienst.

„Mit 4.700 Glücks-
s p i e l a u t o m a t e n 
weist  d ie  Ste ier -
mark in Österreich 
die höchste Auto-
matendichte auf!”  
Ernest Kaltenegger, KPÖ

Verzögerungstaktik 
beim Glücksspiel

Abwarten und Tee trinken? Wann gibt es endlich Maßnahmen? 
KPÖ-Landtagsabgeordnete Claudia Klimt-Weithaler informiert im 
Rahmen einer Flugblatt-Aktion über die Spielsucht-Problematik.

Einmal gefangen im Wech-
selspiel aus Licht, Farben, 
Klängen und der sich mit 
irrwitziger Geschwindigkeit 
wiederholenden Verheißung 
des ach so nahen Geldregens, 
verliert man leicht in kürzester 
Zeit riesige Geldsummen: in 
57 Sekunden bis zu 100 Euro, 
wie der Verein „Comeback 
Austria”, der aus einer Selbst-
hilfegruppe für Spielsüchtige 
entstanden ist, filmdokumen-
tarisch festhält (www.c-b-aus-
tria.at).

Der Chef kommt...
Wer hier tatsächlich die 
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Gewinner sind, erahnt man, 
wenn man die Betreiber in 
teueren Wagen vor-
fahren sieht um 
die Losung abzu-
holen, aber auch, 
wenn man die Ge-
winnmeldungen der 
Glücksspielkonzer-
ne in den Medien verfolgt.

Besonders kritisch sieht 
diese Entwicklung Anton Peter 
Krainz, Obmann des Vereins 
Comeback Austria. Er schildert 
die Dramatik der Spielsucht 
so: „Alle Gedanken der Spiel-
süchtigen drehen sich nur 
um ein einziges Thema: das 
nächste Spiel. Dabei raubt der 
Automat den Spielsüchtigen 
buchstäblich den letzten Ho-
senknopf.”

Während immer mehr traditi-
onelle Geschäfte abwandern, 

b e g r ü ß t  m a n 
in der Stadt die 
Schaffung von 
neuen Arbeits-
plätzen durch 
die Automaten-
betreiber.

Kaufkraft  entzogen
Dass sich dadurch die Kauf-

kraft der Stadt vermehre, führt 
Herr Krainz mit einem kleinen 
Rechenbeispiel ad absurdum: 
„Fünf Beschäftigte können 
einen Kundenkreis von 500 
Stamm-Spielern bedienen. 
Lässt jeder von ihnen 300 Eu-
ro pro Monat im Automaten, 
ergibt das für die Stadt einen 
monatlichen Kaufkraftverlust 

 

Informieren Sie sich im Internet unter: 
http://spielsucht.kpoe-steiermark.at

 LEIBNITZ: WETTCAFES SCHIESSEN  WIE SCHWAMMERLN AUS DEM BODEN 

 Las Vegas in  der Südsteiermark 

Der niederösterreichische 
Glücksspielkonzern Novomatic 
AG blickt auf „das mit Abstand 
beste Geschäftsjahr“ (Gene-
raldirektor Franz Wohlfahrt) 
zurück. Der Konzernumsatz 
der Novomatic AG ist 2007 
um 27 % auf 960,2 Mio. Euro 
gestiegen, das EBITDA (Kon-
zernergebnis vor Zinsen und 
Steuern) hat mit 329,3 (199,3) 
Mio. Euro um 65 Prozent zu-
gelegt. 

WER WIRKLICH
GEWINNT

Mir ist nicht auf-
gefallen, dass 
es hier so viele 
Wettcafés gibt. 
Ich gehe da be-
s t immt n icht 
hin, weil ich vom 
Automatenspiel 

rein gar nichts halte. (Notburga 
Zechner, Verkäuferin)

An der Wettcafé-
Dichte sieht man, 
dass es  genug 
Automatenspie-
ler gibt, aber die 
reden ja nur dar-
über, wenn sie 
gewinnen. Wie 
viel sie tatsächlich in den Auto-
maten werfen und verlieren, sa-
gen sie nicht. (Dominik Strutz, 
Paketzusteller)

Ich habe von den 
vielen Spielsalons 
gehört. Für die 
Jugend ist das 
wirklich gefähr-
lich, weil sie viel 
mehr riskieren 
und das Spielen 

leicht zur Sucht werden kann. 
Man gewinnt ja nur minimal. 
Meistens verliert man viel. (Do-
ris B., Pensionistin)

Ich habe schon 
genug Glück ge-
habt im Leben. 
Dazu brauche ich 
kein Glücksspiel. 
Es ist bedauerlich, 
wenn es immer 
mehr Spielsüch-
tige gibt. Für mich ist eines klar:  
Solche Lokale betrete ich grund-
sätzlich nicht.  (DI Karl-Ernst 
Sinemus, Pensionist)

Wettcafé OK? 
Haben die Leibnitzerinnen 
und Leibnitzer eine große 
Freude mit der Wettcafé-
Dichte in ihrer Stadt?

Wi r k l i c h ,  1 3 
Wettcafés gibt 
es hier? Ich per-
sön l i ch  ha l te 
nicht viel davon.  
Trotzdem meine 
ich, jeder muss 
für sich selbst 
entscheiden, ob er da hingeht. 
(Andrea Skarget, Hausfrau)

von 150.000 Euro, das 100-
fache dessen, was fünf Wett-
café-Angestellte durch ihre 
Beschäftigung im Monat an 
Kaufkraft dazugewinnen.”

Gutschein per SMS
Um an „Frischfleisch” zu 

kommen, geht die Automa-
tenbranche in ihrer Werbung 
immer massiver vor. Gewor-
ben wird häufig mittels SMS. 
Eine gängige Praxis ist z.B. 
die Buchung von Automa-
tenguthaben aufs Handy. Wer 
20 Euro investiert, bekommt 
beispielsweise 50 Euro vom 
Spielsalon „dazugeschenkt”. 
Tatsächlich werden diese 50 
Euro im Falle eines Gewinnes 
wieder abgezogen. Hat man 
die Klientel einmal geködert, 
ist für künftige Gewinne auf 
Betreiberseite gesorgt.

„Leibnitz gewinnt”, steht 
groß auf den Werbeplakaten 
für das neue Spielcasino in der 
Stadt. Zahlreich aber werden 
die Verlierer sein...

„Der Automat raubt 
den Spielsüchtigen 
buchstäblich den 
letzten Hosenknopf” 
Anton Peter Krainz, Verein 
Comeback Austria
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STROM AUS WASSERKRAFT ODER NATURRAUM?

Bedrohtes Paradies
Die Estag plant zwei Kraftwerke in den Murauen 
südlich von Graz. Der Stromkonzern wirbt mit 102 
Maßnahmen zum Erhalt der Natur, Naturschützer 
warnen vor der Zerstörung eines Paradieses.

Fiep, fiep.” – Ein hoher, lan-
gezogener Ton kommt aus 

dem Unterholz. Und wieder-
holt sich. Kurz darauf taucht 
ein Reh auf der kleinen Licht-
nug mitten in den Gössendor-
fer Murauen auf, um sich an 
den saftigen Frühlingsgräsern 
zu laben, während in der Ferne 
ein Fasan seinen typischen 
Schrei ausstößt.

Wer unberührte Natur, 
verwachsene Wälder und ver-
schlungene Pfade am Murufer, 
ein Reservat mit einer Vielzahl 
von Tieren und Pflanzen sucht, 
ist in den Murauen südlich 
von Graz gut aufgehoben. Nah 
an der Stadt und doch ganz 
abgelegen sind die Wälder an 
der Mur bei Gössendorf und 
Kalsdorf, wo die Estag zwei 

Wasserkraftwerke errichten 
will. Die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP) wurde be-
reits positiv abgeschlossen, der 
Stromkonzern will die Projekte 
mit einer Vielzahl von „Kom-
pensationsmaßnahmen” na-
turverträglich abwicklen.

Geplant sind zwei Kraftwer-
ke, mit deren Leistung 45.000 
Haushalte mit Strom versorgt 
werden könnten. Eines soll 
nahe der Kläranlage in Gös-
sendorf entstehen, das zweite 
bei Mellach. Die „Stauseen” 
reichen jeweils knapp vier Ki-
lometer zurück. 120 Millionen 
Euro will die Estag-Tochter 
Steweag/Steg  dafür ausgeben 
– inklusive 102 Projekte zum 
Erhalten des Naturraums, zu 
denen etwa neue Seitenarme 

für den Fluss gehören, wie 
es sie vor 100 Jahren, vor der 
Begradigung der Mur, gegeben 
habe. Inklusive Hochwas-
serschutz, mit dem man die 
Anrainer geködert hat.

Rodungen ab Herbst 
geplant
Naturschützer hingegen 

warnen vor dem Zerstören 
eines wichtigen Naturraums. 
„Werden die Kraftwerke ge-
baut, droht ein Verlust von 
90 Prozent der dort leben-
den Arten”, warnt Markus 
Ehrenpaar, Geschäftsführer 
des Naturschutzbundes Stei-
ermark. WWF-Wasserexperte 
Arno Mohl schlägt in die 
selbe Kerbe: „Der Fluss wird 
massiv verändert. Die Aus-
gleichsmaßnahmen würden 
bedeuten, dass man ein Leiche 
schminkt.” Umweltanwältin 
Ute Pöllinger hat gegen das 
UVP-Verfahren berufen, nun 

Ein Paradies für Spaziergänger, 
spielende Kinder, Tiere und Pflan-
zen sind die Murauen südlich von 
Graz derzeit. Ein Vergleich mit 
bestehenden Mur-Kraftwerken 
lässt keine gute Zukunft für dieses 
Paradies erahnen.

hat der Bundesumweltsenat 
das letzte Wort.

Die unzähligen Vogelstim-
men in den Baumriesen in 
der Au werden ruhiger in der 
Dämmerung. Am Murufer 
landen zwei Wildenten. Ein 
paar Frösche oder Kröten 
beginnen ihr abendliches 
Quaken. Der Tag neigt sich 
dem Ende zu. Gilt das auch für 
das Naturparadies im Süden 
von Graz oder entsteht durch 
die Kraftwerke eine neues? 
Vergleiche mit bestehenden 
Murkraftwerken lassen nichts 
Gutes vermuten.

Volksstimme
S t e i r i s c h e

Impressum: Steirische Volksstim-
me, Lagergasse 98a, 8020 Graz.  
Tel. 0316 / 877 51 02, 
Fax 0316 / 877 51 08
E-Mail:  
volksstimme@ 
kpoe-steiermark.at
DVR: 0600008
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Tierheim des Landestierschutz-
verbandes: Grabenstraße 113, 
8010  Graz, Tel: (0316) 68 42 12, 
www.landestierschutzverein.at
Tierschutzverein Purzel & Vi-
cky: Hofstraße Nr. 25, 8071  Va-
soldsberg, Tel: (0316) 49 17 35, 
(0664) 23 80 359
Tierheim Trieben: Industrie-
str.12, 8784 Trieben, Tel: (0650) 
33 58 895, www.tierheim-trieben.
at.tf 
Tierschutzverein Leibnitz: 
Adamhof, Aflenz 24, 8430 Leib-
nitz, Tel: (0664) 35 03 439.
Ti e r v e r w a h r u n g s s t e l l e 
Brauchart:  Zehndorf 10, 8504  
Preding, Tel: (03185) 84 10, 
(0664) 15 47 172, www.hunde-
pension.cc
Tierhilfe-Tierstube Kapfenberg: 
Siegfried-Marcus-Straße 9, 8605  
Kapfenberg, Tel: (03862) 32 597
Tierschutzverein Trofaiach: 
Haiderhofweg 38, 8793 Trofaiach, 
Tel: (03847) 27 30
Tierverwahrungsstelle - Rosa 
Mayer „Ginetta“: Mölbenring 
12, 8740  Zeltweg, Tel: (0676) 
70 62 315
Tierschutzverein Leoben: 
Peter-Tunner-Straße 19, 8700  
Leoben, Tel: (03842) 43 192
Tierschutzverein Franziskus: 
Hauptstraße 49, 8582  Rosental an 
der Kainach, Tel: (03142) 25 735, 
www.tierzeit.at/heim1081

TIERHEIME

Captain Sperrow und Aragon  sind zwei Kaninchen-Brü-
der, geb. am 25.April 2008, äußerst anschmiegsam. (Kaninchen 
sollten nicht alleine gehalten werden.)

Lucky ist eine reine Woh-
nungskatze, weiblich, geb. 
2000. Der Vorbesitzer kann 
aus gesundheitlichen Gründen 
nicht mehr auf sie schauen. 
Vielleicht möchte ein älterer 
Mensch auch lieber eine etwas 
ältere Katze zu sich nehmen.

Killy: Mischlingsrüde, männ-
lich, geb. 2006, ein sehr umgäng-
licher Hund. Der Vorbesitzer 
kann sich wegen einer Haftstrafe 
nicht um Killy kümmern.

Luna: Sie ist eine weibliche 
sterilisierte Katze, dreifärbig, 
geboren 2006 und sehr an-
schmiegsam. Der Vorbesitzer 
hatte leider eine Allergie auf 
Katzenhaare.

Tschuti:  Terrier/Dackel 
Mischlingsrüde, geb. im Juni 
2003. Er wurde schlecht ge-
halten. Wir suchen nun einen 
guten Platz. 

Derzeit warten beim Landestierschutzverein mehrere Haustiere auf neue Besitzer; und 
knapp zehn entlaufene auf ihre alten... Die folgenden Tiere vermittelt das Tierheim des 
Landestierschutzvereins, Grabenstr. 113, Graz, Tel. (0316) 68 42 12.

TIERSCHUTZ IN DER STEIERMARK – SEIT 1860

Artenschutz und Tierrettung
Beim Landestierschutzver-

ein ist man ruhig,  beson-
nen und voll Engagement be-
müht, armen Tieren zu helfen. 
Und das seit 1860.

Von Franz Ritter von Ville-
fort, Pfarrer Soedel, Ritter 
Freiherr von Kalchberg und 
anderen wurde der erste stei-
rische Tierschutzverein am 23. 
Mai 1860 ins Leben gerufen. 
In der Zeit, als Arbeiter einen 
Gulden pro Woche verdien-
ten, machte Marie Schliers 
de Moranville 9.300 Gulden 

für den Tierschutz locker. Für 
Tiertransporte und Tierrettung 
verwendete man damals ein 
Eselsgespann.

Heute verfügt der Lan-
destierschutzverein in der 
Grabenstraße 113 über sechs 
Fahrzeuge für die Tierrettung, 
die in der ganzen Steiermark 
unterwegs sind. Die Einfüh-
rung des Tierräztenotdiens-
tes ist zu einem Gutteil ein 
Verdienst des Vereins. „Unser 
aufrichtiges Bestreben ist es, 
einen ehrlichen, vernünftigen 

und verantwortungsbewuss-
ten Tierschutz zu vertreten”, 
so das Motto des Vereins mit 
dem Obmann DDr. Fritz Lich-
tenegger. 

Beim Landestierschutz-
verein gibt es nicht nur zu 
Haustieren fachkundige Hilfe 
und Information sondern 
auch Schtuzprogramme und 
Know-How zu Fledermäusen, 
Störchen, Igeln und vielen 
anderen Arte. Weitere Infor-
mationen: http://www.lan-
destierschutzverein.at/

Razzia gegen 
Tierretter

Tiere sind keine Ware! Zum 
Schlag gegen „radikale” 

Tierschützer holte die Poli-
zei Mitte Mai aus. Eine Raz-
zia wie im Verbrechermilieu 
gab es nicht nur beim Verein 
„Tier-Wege” in Hofstätten bei 
Gleisdorf. In ganz Österreich 
gab kam es zu Polizeiaktionen 
gegen Tierschützer, deren wich-
tige Anliegen damit kriminali-
siert werden sollten. Besonders 
betroffen: Der „Verein gegen 
Tierfabriken”, dessen  Anliegen 
(etwa: Protest gegen Tierversu-
che) unter http://www.vgt.at 
nachgelesen werden können.
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Name:

Adresse:

Bitte frankieren, 
wenn Marke zur 

Hand

 Trauen Sie der Pensionsvorsorge? Sagen Sie uns Ihre Meinung und gewinnen Sie!

Falls Sie ein T-Shirt als Preis wollen, bitte Größe angeben (S/M/L/XL/XXL)

An die

Volksstimme
S t e i r i s c h e

co KPÖ - Ernest Kaltenegger
Landhaus, Herrengasse 16
8010 Graz

Fax: 0316 / 877 51 08

Was erwartet die jetzt Arbeiten-
den in der Pension? Pensionsfonds 
und Vorsorgemodelle wackeln 
angesichts der Aktienkrisen ordent-
lich. Niemand kann mit Sicherheit 
sagen, wie gut oder schlecht sich 
die Pensionsvorsorge entwickelt, 
die dank der schwarzblauen Regie-
rung zum Teil auf privaten Beinen 
steht, während die öffentliche Ver-
antwortung für die Altersversorge 
zurückgeht. (Siehe Seiten 2/3). 

Die Zerschlagung der alten ÖBB 
Strukturen brachte eine Zer-
gliederung der Bahn mit vielen 
neuen Chefs in den einzelnen 
Teilbereichen. Nun wird wieder 
umorganisiert. Den „Alten”, et-
wa Ex-ÖBB-Chef Huber wird der 
Abschied versüßt: 820.000 Euro 
bekommt er Abfertigung. Auch 
ÖBB-Personenverkehrs-Chefin  
Goldmann wurde der Abgang 
im Juni 2007 mit 720.000 Euro 
schmackhaft gemacht. 
Im ASFINAG Bereich gab es letzten 
September für die Ex-Chefs  Lück-
ler und Reichhold je 720.000 
Euro, Kollege Trattner bekam 
„nur” 605.000 Euro.

SPENDIERHOSE

Abgabenbefreiung bei 
Ökostrom

Das neue Ökostromgesetz soll 
alternative Energieformen för-
dern, allerdings sollen vor allem 
die Haushalte belastet werden, 
während es für energieintensive 
Industriezweige eine Deckelung 
der Kosten geben soll. Diese Unge-
rechtigkeit hat die KPÖ im Landtag 
zur Sprache gebracht: Haushalte 
mit kleinen Einkommen sollen von 
dieser Abgabe befreit werden.

Arbeitslose Menschen 
suchen effektive Lö-
sungen (= AMSEL). 
Der Verein AMSEL ver-
tritt die Interessen von 
Arbeitslosen und fordert 
mehr Verteilungsgerech-
tigkeit.

Der Verein AMSEL ist ei-
ne Interessensvertretung 

von Betroffenen für Betroffene 
und nimmt sich der Probleme 
von Erwerbs-Arbeitslosen, 
prekär Beschäftigten, sozial 
schwach gemachten und je-
ner, die den Einstieg in den 
Beruf nicht schaffen, an, damit 
diese endlich eine Stimme 
bekommen.

Amsel – Verein für Arbeitslose

Oft melden sich Arbeitslose, 
die auch schon schlechte Erfah-
rungen mit der übermächtige 
Organisation AMS gemacht 
haben, bei AMSEL. Die Arbeits-
losen werden von manchen 
BetreuerInnen von oben herab 
behandelt, es wird oft auf Pro-

blemlagen 
nicht ein-
gegangen, 
i m m e r 
d i e s e l -
ben  Be -
werbungs-
trainings 
a n s t a t t 
Kurse, die 
wirkl ich 

der Weiterbildung dienen, 
müssen absolviert werden. 
Hier versucht der Verein mit 
Interventionen helfen.

AMSEL ist bemüht, das 
Bild der Arbeitslosigkeit in der 
Öffentlichkeit zu verändern. 
Deshalb haben wir schon zwei 
Mal das Labyrinth „Arbeit und 
Identität” ausgestellt. Nicht 
jeder der mit seiner Tätigkeit 
in unserer neoliberalen Wirt-
schaft kein oder zu wenig Geld 
verdienen kann, ist zu faul 
zum Arbeiten! 
Weitere Infos: 
www.amsel-org.info 
office@amsel-org.info, 
Tel. 0699/815 37 86.

Umfrage zur Pensionsvorsorge:
Verlost werden Buchpreise und T-Shirts.

Wie kann Ihrer Meinung nach das Pensionsystem in 
Österreich geichert werden? (Bitte ankreuzen)

1.)  Ausbau des bestehenden Systems

2.)  Auszahlung einer Mindestsicherung, wer 
privat vorsorgt kriegt mehr.

3.)  Nur wer privat vorsorgt soll eine Pensi-
on bekommen, die anderen sollen  
sehen wo sie bleiben. 

Ich hätte gerne regelmäßig Informatio-
nen der steirischen KPÖ zugeschickt.

Foto: (FLICKR)

Beratung und Hilfe für Arbeitslose beim vierzehntägigen Stammtisch.

A.M.S.E.L.-Aktion
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VERANSTALTUNGEN

Mittwoch, 4. Juni, 19 Uhr: Der 
KPÖ-Bildungsverein präsentiert 
Werke von Alfred Hrdlicka aus 
der Sammlung Dieter Arsenschek. 
Bei der Eröffnung wird der Künstler 
anwesend sein.

RADIO KPÖ
Umfassende Informationen: Die 
Veranstaltungen sind auf der Ho-
mepage des KPÖ Bildungsvereins 
umfassend dokumentiert. Vieles 
Veranstaltungen gibt es auch als 
Audio-Stream zum nachhören, 
so etwa die Lesung von Peter O. 
Chotjewitz. http://bildungsver-
ein.kpoe-steiermark.at

KPÖ-Bildungszentrum im 
Volkshaus Graz, 
Lagergasse 98a, 8020 Graz:
Tel. 0316/22 59 31 bzw. 22 59 32
http://bildungsverein.kpoe-steiermark.
at

HRDLICKA-AUSSTELLUNG IM VOLKSHAUS GRAZ

Menschlichkeit in Stein gemeißelt
Zum 80. Geburtstag 
des großen Bildhauers 
gibt es im Grazer Volks-
haus eine Ausstellung 
selten gezeigter Werke 
Hrdlickas, die vom Wei-
zer Sammler Diethart 
Arsenschek zur Verfü-
gung gestellt werden.

Er kann sich nur mehr 
schwer bewegen. Die Last 

des Gesteins, dem er Jahr-
zehntelang Form und Struktur 
abgerungen hat, lastet auf Ge-
lenken, Knochen, Haut. Man 
sieht Alfred Hrdlicka an, wie 
schwer seine Arbeit war, die er 
mehr als Berufung denn als Be-
ruf sah. Mehrere seiner Werke 
aus einer Privatsammlung sind 
im Juni im Bildungsverein der 
KPÖ zu sehen.

Alfred Hrdlicka erblickte 
am 27.2.1928 das Licht dieser 
Welt. Dem bekennenden Kom-
munisten wurde das politische 
Weltbild vom Vater in die Wie-
ge gelegt, der sich als Kommu-
nist Widerstand gegen das Na-
ziregime leistete. Klein Alfred 
half damals beim Verteilen 
verbotener Flugblätter. Auf der 
anderen Seite interessierte er 
sich für die Bekannten seiner 
Mutter – darunter Anna Freud, 
Tochter Sigmund Freuds, für 

deren Projekt Hrdlickas Mutter 
verhaltensauffällige Kinder 
betreute. Die Mischung aus 
intellektuellem und Arbeiter-
milieu aus der Vorstadt prägte 
sein Schaffen.

Berühmt wird der Bildhau-
er 1959 mit seinem Gekreu-
zigten, er schafft Zyklen über 
Einzelgänger und Antihelden, 
über historische Begebenhei-
ten, über Lust und Leiden ne-
beneinander – immer gehauen 
aus Stein. Einmal mehr für 
Aufregung sorgte er 1991 mit 
seinem „Mahnmal gegen Krieg 
und Faschismus” am Wiener 
Albertinaplatz.

Heute greift er zum Pinsel 
statt zu Hammer und Stemm-
eisen. „Ich bin eine Ruine”, 
sagt der Künstler von sich. 
Seine Gesundheit ist von der 
jahrzehntelangen Arbeit mit 
Stein stark angegriffen. Seine 
Werke sind dauerhaft.

Al f red  H r d l icka
Skulptur, Mischtechnik, Zeichnung, Grafik 

aus der Sammlung Arsenschek

Eröffnung am Mittwoch 4. Juni 2008 19.00 Uhr
Volkshaus, Lagergasse 98a, 8020 Graz

es spricht Trautl Brandstaller

5. bis 21. Juni 2008
Öffnungszeiten: Dienstag bis Samstag von 10 bis 18 Uhr (Donnerstags bis 21 Uhr) 

Tel 0043-316-225931 - E-Mail: leo.kuehberger@kpoe-steiermark.at

DER KÜNSTLER IST ANWESEND!

A l f red  H r d l i c ka
Skulptur, Mischtechnik, Zeichnung, Grafik 

aus der Sammlung Arsenschek

Eröffnung am Mittwoch 4. Juni 2008 19.00 Uhr
Volkshaus, Lagergasse 98a, 8020 Graz

es spricht Trautl Brandstaller

5. bis 21. Juni 2008
Öffnungszeiten: Dienstag bis Samstag von 10 bis 18 Uhr (Donnerstags bis 21 Uhr) 

Tel 0043-316-225931 - E-Mail: leo.kuehberger@kpoe-steiermark.at

DER KÜNSTLER IST ANWESEND!

Diethart Arsenschek:
Warum ich Werke von 
Alfred Hrdlicka sammle

Eines der beeindruckends-
ten Erlebnisse meines Lebens: 
Die persönliche Begegnung mit 
Prof. Hrdlicka und seiner Frau 
Angelina! Das riesige Atelier, die 
unfassbare Zahl von großartigen 
Steinskulpturen, Bronzen, Gips- 
und Ton- Modellen, Gemälden, 
Zeichnungen und Grafiken! Wie 
kann ein Mensch, wenn er auch 
oftmals als „Berserker“ apostro-
phiert wurde, all dies in einem 
Leben (er)schaffen? Prof. Dietrich 
Schubert (Universität Heidelberg) 
schreibt in seinem 2007 erschie-
nen Buch: „Alfred Hrdlicka – Bei-
träge zu seinem Werk“ folgendes: 
„Ohne Zweifel ist der (...) Alfred 
Hrdlicka einer der bedeutendsten 
Künstler unserer Zeit-Gegenwart, 
der sich immer den Moden und dem 
neuen L ̀ Art pour I ̀ Art des Kunstbe-
triebs verweigerte, - der wichtigste 
Revolteur-Künstler unserer Epoche 
nach der Nazi-Diktatur.“
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Allerhand
aus Stadt und Land Küche gesucht

Alleinerziehende Mutter, 
fünf Kinder, Raum Voits-
berg, sucht neue oder gut 
erhaltene, gebrauchte Kü-
che für neu zu beziehen-
de Wohnung in Rosental. 
Günstigst oder kostenlos, 
Selbstabholung möglich. 
Tel. (0664) 47 59 970.

Wohnen + Pfl ege
Am Land (Nähe Gleichen-
berg ) bei 77-jähriger Witwe, 
mittags kochen plus ca. 2 
Std. täglich leichte Hausar-
beit gegen Bezahlung, im 
Wechsel mit zweiter Frau, 
gesamt zwei Wochen im 
Monat oder ständig. Anrufe 
unter (0664) 114 79 27

Baugrund 
In Bad Gleichenberg, Süd-
hanglage, privat zu verkau-
fen. Tel. (0664)  555 33 32.

Welpen zu vergeben
Golden Retriever-Welpen 
mit Stammbaum günstig 
abzugeben. Tel. (03159) 
31 60.

Haus gesucht
Suche Haus in Graz oder 
Graz Umgebung zu kau-
fen. Leibrente möglich. Tel. 
(0699) 81 25 73 70.

Wohnung gesucht
Suche in Graz Ost oder 
Graz Umgebung  Kleinwoh-
nung ca. 50 m2,  EG oder 
Tiefpattere, vielleicht am 
Waldesrand, ruhig- mit Bus-
anbindung, kleiner Hund 
vorhanden, würde auch 
gerne kleine Hausmeister-
tätigkeiten übernehmen 
oder als Gegenleistung äl-
tere Leute betreuen. Preis 
inkl. BK und HZ Euro 350,-, 
wohnbeihilfenförderbar, 
Tel.  (0316) 48 33 77.

In Graz, TU-Nähe, für eine 
Studenten-WG mit rund 
60 – 80 m2, 3 Zimmer, Kü-
che, Bad und WC. Miete 
zwischen 600 und 800 Euro 
(incl. BK). Kontakt: Patrick 
Pichlmair, (0650) 43 44 
602

Büroarbeit gesucht
Verlässlicher Grazer Fami-
lienvater, 42, sucht Büro-
arbeit. Ich bin ausgebildeter 
bautechnischer Zeichner, 
würde mich aber berufl ich 
verändern. Ich kann mit 
Menschen umgehen, liebe 
Pfl anzen und Gärten, und 
kenne mich auch im Bereich 
Wohnbau aus. Tel. (0699) 81 
77 86 75 AXL LESKOSCHEK

AUSSTELLUNG
LANDHAUS FEUERLÖSCHER

PRENNING BEI DEUTSCHFEISTRITZ
17. Mai bis 31. Oktober 2008

Axl Leskoschek, bekannt geworden durch seine 
Werke „Odysseus” und „Kain-Zyklus”, gilt heute als 
einer der Hauptvertreter der steirischen Kunst der 

Zwischenkriegszeit.
Infos: 0664/ 411 36 68 oder prenninger.

gespraeche@gmx.at
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Wir suchen Stühle (wie 
oben abgebildet)!, auch re-
novierungsbedürftig, für 
unsere Klubräumlichkeiten. 
KPÖ Graz. Selbstabholung. 
Telefon: 0316 / 71 24 79.

Wir helfen bei:
● Anträgen um Pfle-
 ge geld
● Antrag für eine „ein-
 ma li ge Un ter stüt zung“
● Pensionsanträgen 
wie Al ters pen si on, In-
 va li di täts- und Be rufs -
un fä hig keits pen si on, 
Hin ter blie be nen pen si on 
wie Ab fer ti gung und Ab-
 fi n dung
● andere Pro ble me

SPRECHTAGE
Mo. bis Fr. von 
10 bis 14 Uhr
Lagergasse 98a, 
8020 Graz

✆ 0316/71 24 80
Voranmeldung erbeten.

ZVP
Zentralverband 

der Pensionisten

S T E I E R M A R K

Red:out! - Parteigruppe Lesben, Schwule, Bisexuelle und Transgender der KPÖ

©freibeuter.web.an

Red:out! - Parteigruppe Lesben, Schwule, Bisexuelle und Transgender der KPÖ

★Red:out jeweils am 2. Mon-
tag des Monats um 18:00 

Uhr in der Traminer Weinstu-
be, Klosterwiesgasse 2 (Nähe 

Jakominiplatz). 

KLEINANZEIGEN

Helfen statt reden

Wir beraten Sie gerne. Tel. Anmeldung erbeten. Landhaus – Hinterhaus
in Stadt 

Land

Notruf 0316/ 877 5101
Beratung in allen Lebenslagen

Günstige Kleidung
Der gemeinnützige Ver-
ein AGAPE  verkauft 
gespendete, qualitativ 
hochwertige Damen-, 
Herren- und Kinderbe-
kleidung zu sehr günsti-
gen Preisen. 
Der Reinerlös kommt 
kranken, behinderten 
oder sozial benachtei-
ligten Kindern zugute.
Außerdem werden lau-
fend Sachspenden ver-
geben. Gespendete Wa-
ren werden auf Wunsch 
abgeholt.
Info: Tel. 0664 840 
4381, Kaiser-Franz-Jo-
sef-Kai 40 (neben der 
Schloßbergbahn).

Mürzzuschlag:
Chirurgie in Mürz 
erhalten!

Einstimmig sprach sich 
der Mürzer Gemein-

derat für die Erhaltung der 
chirurgischen Abteilung 
im Krankenhaus Mürzzu-
schlag aus. Die KAGES hat 
in den vergangenen Jah-
ren das Leistungsangebot 
der Chirurgischen Abtei-
lung entgegen den 2004 
gemachten Versprechun-
gen stark eingeschränkt. 
Wurden 2004 im Kran-
kenhaus Mürzzuschlag 
noch mehr als 1500 Ope-
rationen durchgeführt, 
waren es 2007 nur noch 
rund 500. Chirurgische 
Maßnahmen, die eine 
Öffnung des Bauchrau-
mes nötig machen, dür-
fen nur noch im LKH 
Bruck durchgeführt wer-
den. Nach der Operation 
gehts zurück nach Mürz, 
wenn Komplikationen 
auftreten wird wieder 40 
km nach Bruck gefahren. 
Das hat bereits zu lebens-
bedrohenden Situationen 
für Patienten geführt. 

Für die Gemeinde 
erhöhen sich die Kosten 
wegen der größeren Zahl 
an Überstellungsfahrten 
in andere Krankenhäu-
ser um das Dreifache.

Es gibt zwar eine 
Standortgarantie für das 
LKH Mürzzuschlag an 
sich, nicht jedoch für die 
chirurgische Abteilung. 

MHM GARTENFEST 08
Kinderland Spielfest (inklusive Elternbetreuung) 

tolles Musikprogramm!
Samstag 28. Juni 2008, ab 14 Uhr 

im Garten der KPÖ Mürzuschkag, Wienerstraße 148
KPÖ und Kinderland Mürzzuschlag

Ferien im Hollerhof 
in Dedenitz
Südoststeiermark, direkt 
an der slowenischen 
Grenze, 4 km von Bad 
Radkersburg.
Weinberge, Störche, Ru-
he, Burgen, Schlösser, 
Radlerparadies Thermen 
Bad Radkersburg und 
Radenci je 4 km. 
Drei großzügige sep. 
Komfort-Ferienwohun-
gen (2-5 Personen) am 
Dorf rand. Rundum Natur 
pur. Nicht teuer. Kein 
Konsalik im Bücherregal! 
www.hollerhof-dedenitz.
de, Tel. 0476 / 3522 (ab 
14 Uhr), Christel und 
Dietrich.
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Bürozeiten: jeden Mi: 10 bis 14 Uhr

Briefe an die Redaktion 
Die Redaktion behält sich vor, Leserbriefe gekürzt zu veröffentlichen

Steirische Volksstimme: Lagergasse 98a, 8020 Graz
Fax 0316/ 71 62 91 e-post: volksstimme@kpoe-steiermark.at

Problem Spielsucht
Ich bin ca. seit drei Jahrenmit 

Spielsüchtigen zusammen und 
gehe durch die Hölle. Es ist ein 
Wahnsinn, dass man nichts 
dagegen unternimmt.

Es ist egal, in welches Lokal 
man geht – und wenn es noch so 
klein ist, stehen mindestens zwei 
Spielautomaten und noch mehr 
Spielsüchtige herum. Da die Ca-
fébetreiber  mitverdienen und nur 
so ihren Betrieb aufrechterhalten, 
wird es immer mehr anstatt we-
niger. Es ist ganz schlimm, wenn 
man merkt, wie die Spielsucht  
zunimmt und keiner nur irgend-
was unternimmt. Mein Freund ist 
schon seit  20 Jahren spielsüchtig; 
obwohl auch schon sein Vater 
Haus und Hof verspielt hat und 
heute ein Wrack ist.

Er hat mir schon hundertmal 
versprochen aufzuhören, aber er 
kann es nicht, weil man ja in fast 
jedem Lokal dazu animiert wird. 
Das gehört abgeschafft.

Frau K.

Benzinpreis Rekord 
– Protest geplant!
Die Treibstoffpreise explo-

dieren. 20 Schilling pro Liter 
ist schon erreicht. Die Märkte 
flippen aus. 2007 machten die 
Mineralölfirmen sagenhafte 417 
Milliarden Euro Gewinn.  

Und was machen wir Be-
troffene? Es wird geraunzt und 
geschimpft. Aber wir fahren 
weiter in die Arbeit, wir tanken 

weiter. Warum verstehen wir 
nicht, dass nur mit Protesten 
etwas zu erreichen ist! Zeigen 
wir Zivilcourage! Autofahre-
rInnen kommt und wehrt euch! 
Ein Protest im Juni vor dem 
Parlament ist geplant. Auch die 
Gewerkschaften, Tageszeitungen, 
Medien und Autofahrerklubs sind 
aufgerufen, hier mit zu tun. Mel-
det euch zahlreich unter E-Mail: 
karl.halmann@chello.at

Bauern: Versicherung 
kassiert ohne Leistung
Aus leidvoller Erfahrung weiß 

ich, dass die Unfallversicherung 
der Bauern in eine gesetzliche 
Pflichtversicherung ist, die 1996 
zugunsten der Vollerwerbsbauern 
geändert wurde. 

Bei Unfällen von Nebener-
werbsbauern,  die Pflichtzahler 
der Versicherung sind, ist es 
unmöglich, aus der Unfallversi-
cherung eine Leistung zu bekom-
men. lm Fall des Nebenerwerbs 

Auskunft und Anmeldung:

Mehlplatz 2, 8010 Graz

Tel.: 0316 / 82 90 70
Fax: 0316 / 82 06 10

office@kinderland-steiermark.at

für Kinder im Altervon 6 bis 15 Jahren

���������������������
Wochen möglich!

vom 06. Juli
bis 24. August

wird faktisch jeder Unfall als 
Haushaltsunfall gezählt und die 
Unfallversicherung der Bauern 
zahlt dann gar nichts.

Mir ist es nach einem schwe-
ren Unfall so ergangen. Aber 
einkassiert wird der Pflichtbei-
trag zur Unfallversicherung der 
Bauern auch bei den Neben-
erwerbslandwirten;  und zwar 
sogar doppelt.  Einmal direkt per 
Vorschreibung an die SVA der 
Bauern. Zweitens indirekt vom 
Finanzamt als ausgewiesener 
Teil der Steuern für die landwirt-
schaftlichen Betriebe.

Wann wird hier Gerechtig-
keit geschaffen? Wo sind unsere 
hochbezahlten Politiker? Oder 
kennen die Abgeordneten die 
eigenen Gesetze nicht, die sie be-
schlossen haben? Entweder sollen 
auch Nebenerwerbslandwirte bei 
Betriebsunfällen eine Entschä-
digung aus der Versicherung 
bekommen oder die Pflichtver-
sicherung wird gestrichen. Wer 
nichts bekommen kann soll auch 
nicht zahlen müssen! Wer hilft 
uns diese Ungerechtigkeit zu 
beseitigen ?

J. Wurzer, 8092 Ranners-
dorf, Tel/Fax 034 77/2509

VOITSBERG
SPRECHSTUNDE  
mit KPÖ-Labg.  
Claudia Klimt-Weithaler 
und DSA Karin Gruber
Di. 17. 6. 2008
10.30 bis 12.30 Uhr,  
KPÖ-Bezirksheim Voitsberg,  
C.-v.-Hötzendorfstraße 29, 

Tel. 03142 / 22421 oder 
0316 / 877 51 01
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Wanderer, kommst Du nach 
Hause, so erzähle, Du 

hast uns herrschen gesehen in 
Saus und Braus.“ – So könnte 
ein in Stein gemeißelter HIn-
weis an den Toren des EU-Par-
laments in Straßburg lauten. 
Denn die EU-Abgeordneten 
genießen ein Leben in Saus 
und Braus.

8000 Euro bekommen die 
18 heimischen EU-Mandatare 
14 Mal pro Jahr bezahlt (brutto 
vor Steuern). Für dieses Geld 
dürfen sie bei Entscheidungen 
mitreden – denn die echte 
gesetzgebende Macht ist der 
Ministerrat. Das Parlament mit 
seinen 785 Abgeordneten aus 
27 Mitgliedsstaaten dient eher 
dem Befriedigen nationaler 
Eigenheiten in Form von lang-
atmigen Diskussionen.

287 Euro Taggeld
Diese werden nicht nur in 

Brüssel, sondern auch in Straß-
burg geführt. Für das Pendeln 
zwischen den Metropolen 
bekommen die Abgeordneten 
fette Spesen. Ebenso für Rei-
sen zwischen Belgien und der 
Heimat – die Vergütung dafür 
macht bis zu 3500 Euro pro 
Jahr aus. Für parlamentarische 
Sitzungen gibt es ein Taggeld 
von 287 Euro.

Mit einer „Allgemeinen 
Kostenvergütung“ von 4052 
Euro pro Monat können die 
EU-Abgeordneten den Auf-
wand für Reisen im Heimat-
land und für ein dortiges Büro 

8000 Euro bekommen 
die österreichischen 
EU-Abgeordneten 14 
Mal pro Jahr. Dazu 
kommt noch ein sat-
tes Körberlgeld.

EU-ABGEORDNETE AM FÖRDERTROG

Paradies für Spesenritter

InformationKPÖ–Ernest Kaltenegger, Land-
haus, Herrengasse 16, 8010 Graz,
Fax 0316/877 5108 oder E-Mail: 
volksstimme@kpoe-steiermark.at

 Sagen Sie uns Ihre Meinung! 

Rund 1,3 Milliarden Euro 
kostet das Europäische Parlament 
pro Jahr. Die Hälfte davon geht 
an die 5800 Angestellten, etwa 
20 Prozent an die Abgeordneten 
und deren Mitarbeiter.
2006 haben die Abgeordneten 70 
Millionen Euro an Reisekosten und 
135 Millionen Euro an weiteren 
Spesen verrechnet. Die Innen-
revision der EU deckte bei Spe-
senabrechnungen aus den Jahren 
2004 und 2005 „schwerwiegende 
Betrügereien“ auf, so der britische 
Abgeordnete Chris Davis. 

EU: BEREICHERUNG 
MIT SPESENGELD?

decken. Dazu kommen 16.914 
Euro pro Monat, mit denen 
bis zu vier Helferlein  bezahlt 
werden können.

192.000 Euro 
Abfertigung

Dazu übernimmt die EU 
das Bezahlen von Lebens-, 
Unfall-, Dienstahls- und Ver-
lustversicherungen, Sprach- 

und EDV-Kursen bis zu 5000 
Euro pro Jahr, im Todesfall 
eine Witwenrente in der Höhe 
von 4000 Euro pro Monat oder 
eine gewaltige Abfertigung.

Die macht nach drei Dienst-
jahren als EU-Parlamentarier 
drei Monatsgehälter (24.000 
Euro) aus und kann nach 
langen, „mühevollen“ Jahren 
in Brüssel bis zu 24 Monatsge-

hälter (192.000 Euro) schwer 
sein.

Im EU-Parlament in Brüssel und in Straßburg: Viel Blabla um viel Geld 
– die wichtigen Entscheidungen fallen  anderswo. FLICKR


